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1. Erfordernis und Ziel der Planaufstellung 


Bei dem Plangebiet „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ handelt es sich um einen fast vollständig be-
bauten Bereich am südlichen Ortsrand des Stadtteils Mörfelden, für den bereits ein Bebau-
ungsplan „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ aus dem Jahr 1974 existiert.  


Da dieser Bebauungsplan jedoch aus formellen Gründen unwirksam ist und darüber hinaus 
seine Festsetzungen den heutigen Planungsabsichten der Stadt nicht mehr entsprechen, hat 
sich die Stadt Mörfelden-Walldorf zu einer Neuaufstellung des Bebauungsplanes entschlossen. 
Dabei sollen die Inhalte des ursprünglichen Bebauungsplanes grundlegend überarbeitet und im 
Wesentlichen die folgenden Ziele erreicht werden: 


• Ziel des Bebauungsplanes ist es, in dem Plangebiet, das teils durch sehr kleine, schmale, 
teils durch großzügig geschnittene Grundstücke geprägt ist, Regelungen zu treffen, welche 
die Voraussetzungen für eine städtebaulich geordnete Nachverdichtung schaffen. Dabei 
sollen der Versiegelungsgrad auf ein verträgliches Maß begrenzt bleiben, eine möglichst 
hohe Wohnqualität gesichert werden und gleichzeitig gewährleistet sein, dass die Anforde-
rungen der Stellplatzsatzung der Stadt Mörfelden-Walldorf (vom 11.05.2004) erfüllt werden 
können. 
Zum einen wird die Erweiterung vorhandener Wohngebäude planungsrechtlich gesteuert, 
um diese Gebäude den heutigen Wohnbedürfnissen anzupassen. Zum anderen wird der 
Bau zusätzlicher Wohngebäude auf untergenutzten Grundstücken ermöglicht, um die 
Wohnraumsituation in Mörfelden-Walldorf zu verbessern.  


• Eine damit einher gehende wichtige Zielsetzung des Bebauungsplanes ist der Schutz des 
nicht vermehrbaren Naturgutes Boden. Da der Bebauungsplan eine Nachverdichtung im 
Bestand zum Ziel hat, wird verhindert, dass bisher unversiegelter Boden für eine Besiede-
lung in Anspruch genommen wird. Damit wird der Bebauungsplan dem Gebot zum spar-
samen und schonenden Umgang mit Grund und Boden gerecht.  


• Gleichrangig neben dem Ziel der Nachverdichtung steht jedoch auch das Ziel der Stadt, die 
städtebauliche Struktur des Plangebietes beizubehalten. Dieses ist geprägt durch Famili-
enheime, also durch Wohngebäude, die nach Größe und Grundriss für Familien geeignet 
sind. Demgegenüber sind Gebäude mit kleinteiligen Wohnformen, wie sie vornehmlich von 
Ein- und Zwei-Personen-Haushalten genutzt werden, eher untypisch. Umstrukturierungen 
hin zu kleinteiligen Wohnformen sollen daher möglichst vermieden, sondern vielmehr die 
Erhaltung und der Bau von Familienheimen gefördert werden. 


• Gleichzeitig wird das Ziel verfolgt, die bestehende Struktur und die stadträumlichen Quali-
täten im Plangebiet zu erhalten und negativen Entwicklungstendenzen wirksam entgegen-
zuwirken. 


• Eine wichtige Zielsetzung ist ferner die Sicherung vorhandener Grünflächen durch das 
Freihalten der Gartenzonen von Bebauung. Damit werden im Plangebiet innerstädtische 
Grünstrukturen erhalten, die einen wertvollen Beitrag zum örtlichen Kleinklima leisten. 


• Außerdem soll die aufgelockerte Bebauung im Plangebiet erhalten werden, indem die Ver-
siegelung der privaten Grundstücksflächen durch Stellplätze und Zufahrten möglichst ge-
ring gehalten wird.  


• Nicht zuletzt sollen mit Hilfe des Bebauungsplanes die Problematik der Gemengelagen 
entschärft und Nutzungskonflikte künftig vermieden werden. 


2. Räumlicher Geltungsbereich 


Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes hat sich gegenüber dem Geltungsbe-
reich des alten Bebauungsplanes „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ dahingehend geändert, dass 
das Plangebiet um einzelne Grundstücke erweitert wurde. Es hat nun die folgende Begrenzung: 
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Die Grenze des Plangebietes verläuft im Norden entlang der Blumenstraße, der Kleingärten am 
Geräthsbach, der Brückenstraße sowie der Gerauer Straße. 


Im Osten verläuft die Plangebietsgrenze östlich der Bebauung an der Darmstädter Straße bzw. 
der Gräfenhäuser Straße. 


Im Süden bildet der Uferbereich des Hegbachs die Plangebietsgrenze. 


Während im Nordwesten die Bebauung am Gärtnerweg die Plangebietsgrenze bildet, grenzt 
das Plangebiet im Südwesten direkt an den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. SMW-
32 „Gewerbegebiet-Süd“. Dabei befinden sich die Parzellen 540/1, 547/10 bis 12, 548/9 bis 11, 
549, 551/3, 552, 553 und 652/3 der Flur 10 sowohl innerhalb des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes „Gewerbegebiet-Süd“, als auch innerhalb des Geltungsbereiches des Bebau-
ungsplanes „Wohngebiet Mörfelden-Süd“. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes „Wohnge-
biet Mörfelden-Süd“ ersetzen dabei die Festsetzungen des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet-
Süd“. 


3. Planungsgrundlagen 


3.1 Rechtsgrundlagen 


(Stand September 2005) 


− Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Neubekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 2004, 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.05.2005 (BGBl. I 2005, S. 
1224) 


− Baunutzungsverordnung  (BauNVO) i. d. F. vom 23.01.1990 (BGBl. I 1990, S. 132), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 
22.04.1993 (BGBl. I 1993, S. 466) 


− Planzeichenverordnung  (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991, S. 58) 


− Hessische Bauordnung  (HBO) i. d. F. vom 18.06.2002 (GVBl. I 2002, S. 274), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 28.09.2005 (GVBl. I 2005, S. 662) 


− Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege  (Bundesnaturschutzgesetz – 
BNatSchG) i. d. F. vom 25.03.2002 (BGBl. I 2002, S. 1193), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 21.12.2004 (BGBl. I 2005, S. 186) 


− Hessisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftsp flege (HENatG) i. d. F. vom 
16.04.1996 (GVBl. I 145), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 06.05.2005 
(GVBl. I S. 305)  


― Hessisches Wassergesetz  (HWG) i. d. F. vom 22.01.1990 (GVBl. I 2002, S. 113), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 06.05.2005 (GVBl. I 2005, S. 305) 


― Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung  (UVPG) i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 25.06.2005 (BGBl. I 2005, S. 1757), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
24.06.2005 (BGBl. I 2005, S. 1794) 


3.2 Regionalplan 


Mörfelden-Walldorf wird im Regionalplan Südhessen 2000 (RPS 2000) als Mittelzentrum im 
Verdichtungsraum eingestuft. Mittelzentren haben die Aufgabe, den gehobenen Bedarf der Be-
völkerung der Stadt und des mittelzentralen Teilraums an Dienstleistungen in Kooperation mit 
benachbarten gleichwertigen Zentren zu decken.  


Weiterhin werden im RPS 2000 die folgenden für das Plangebiet relevanten Grundsätze zur 
Entwicklung der Siedlungsstruktur formuliert: 


– Eine den natürlichen und siedlungsstrukturellen Gegebenheiten angepasste hohe bauliche 
Dichte ist anzustreben. Eine Verdichtung der Wohnbebauung sollte insbesondere im fuß-
läufigen Bereich attraktiver Haltestellen erfolgen. 
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– Vor der Ausweisung neuer Flächen sollen Baulandreserven in den bebauten Ortslagen mo-
bilisiert (...) werden. Der Umbau, die Erneuerung und Ergänzung vorhandener Strukturen 
haben Vorrang vor größeren Wohnsiedlungs- und Gewerbeflächenausweisungen.  


Da das Ziel des Bebauungsplanes eine städtebaulich geordnete Nachverdichtung ist, steht der 
Bebauungsplan mit den die Siedlungsstruktur betreffenden Aussagen des RPS 2000 in Ein-
klang. 


Darüber hinaus weist der RPS 2000 im Bereich des Flughafens Frankfurt/Main einen Sied-
lungsbeschränkungsbereich aus. Dabei wurde die 60 dB(A)-Isophone unter Zugrundelegung 
von angenommenen 430.000 Flugbewegungen und des gegenwärtigen Bahnsystems 
herangezogen. Innerhalb dieses Bereiches ist zum vorbeugenden Schutz vor Fluglärm die 
Ausweisung neuer Wohnbaugebiete nicht zulässig, wobei Flächen innerhalb des 
Siedlungsbestandes für städtebauliche Umstrukturierungsmaßnahmen von dieser Regelung 
unberührt bleiben.  Der westlich der Darmstädter Straße gelegene Teilbereich des Plangebietes liegt fast vollstän-
dig innerhalb des Siedlungsbeschränkungsbereiches des Flughafens Frankfurt/Main. Da es 
sich hierbei um ein bereits bebautes Gebiet handelt, das umstrukturiert, in dem aber kein neues 
Wohnbaugebiet ausgewiesen werden soll, steht der Bebauungsplan den raumordnerischen 
Vorgaben bezüglich des Siedlungsbeschränkungsbereiches nicht entgegen. 


Somit bleibt festzuhalten, dass der Bebauungsplan „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ den Vorgaben 
der Raumordnung entspricht und dem Anpassungsgebot des § 1 Abs. 4 BauGB gerecht wird. 


3.3 Flächennutzungsplan  


Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Mörfelden-Walldorf aus dem Jahr 2001 stellt in-
nerhalb des Plangebietes Wohnbauflächen, gemischte Bauflächen, Gemeinbedarfsflächen, 
Grünflächen sowie örtliche Hauptverkehrsstraßen und einen öffentlichen Parkplatz dar. 


Dabei sind überwiegende Teile des Plangebietes als Wohnbauflächen dargestellt.  


Als gemischte Bauflächen sind das bisher unbebaute Grundstück Ecke Gerauer Stra-
ße/Annastraße (Flur 10, Parzelle 528) sowie verschiedene Grundstücke zwischen Dieselstraße 
und Daimlerstraße (Flur 10, Parzellen 540/1, 547/10 bis 547/12, 548/9 bis 548/11, 549, 551/3, 
552, 553 und 652/3) dargestellt. 


Als Flächen für Gemeinbedarf werden das Grundstück an der Sankt-Florian-Straße mit der 
Zweckbestimmung „Betriebshof, Bauhof, Wertstoffhof“ und „Feuerwehr“ sowie das Grundstück 
der Kindertagesstätte in der Parkstraße dargestellt.  


Die Grünanlage am nordöstlichen Rand des Plangebietes sowie die Gärten entlang des Ge-
räthsbaches sind als Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Park- und Freizeitanlage“ darge-
stellt. Weiterhin ist der Kinderspielplatz in der Daimlerstraße als Spielplatz dargestellt. 


Die Dieselstraße, der Gärtnerweg, die Darmstädter Straße sowie die Gerauer Straße sind als 
überörtliche bzw. örtliche Hauptverkehrsstraßen dargestellt. Der öffentliche Parkplatz an der 
Sankt-Florian-Straße ist ebenfalls in der Planzeichnung dargestellt.  


3.4 Landschaftsplan 


Für die Stadt Mörfelden-Walldorf wurde ein Landschaftsplan erarbeitet, der die örtlichen Erfor-
dernisse und Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie die Maßnahmen, die 
zur Verwirklichung dieser Ziele erforderlich sind, festlegt und darstellt. Die für das Plangebiet 
relevanten Aussagen dieses Landschaftsplanes sind gemäß § 1a Abs. 6 Nr. 7g BauGB in die 
Abwägung des Bebauungsplanes „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ einzustellen.  


Daher werden die für das Plangebiet wesentlichen Ziele des Landschaftsplanes dargelegt und, 
soweit möglich, in den Bebauungsplan integriert (vgl. hierzu Kapitel 5.4). 
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3.5 Bebauungsplan 


Für das Plangebiet gibt es einen Bebauungsplan „Wohngebiet Mörfelden-Süd“, der jedoch kei-
ne Rechtswirksamkeit besitzt. Dennoch werden im Folgenden kurz die Inhalte dieses Bebau-
ungsplanes wiedergegeben: 


Im Bebauungsplan sind überwiegend Allgemeine Wohngebiete  festgesetzt. In allen Allgemei-
nen Wohngebieten ist die zulässige Grundflächenzahl auf 0,4 beschränkt, während die Fest-
setzungen zur Bauweise, der zulässigen Zahl der Vollgeschosse, der Geschossflächenzahl und 
der zulässigen Dachneigung in den einzelnen Baugebieten variieren.  


Innerhalb der Bauflächen im südlichen Teil des Plangebiets zwischen der Dieselstraße und der 
Darmstädter Straße sind die offene Bauweise, zwingend zwei Vollgeschosse, eine GFZ von 0,8 
und ein Dachneigungswinkel von höchstens 35° festge setzt. Zwischen der Straße Am Hegbach 
und dem Hegbach ist auf einer Fläche eine höhere Dichte zulässig, hier sind bis zu drei Vollge-
schosse und eine GFZ von 1,0 festgesetzt. 


Am südlichen Ortseingang ist östlich der Darmstädter Straße ein Allgemeines Wohngebiet in 
offener Bauweise, mit bis zu zwei Vollgeschossen, einer GFZ von 0,8 und einem Dachnei-
gungswinkel von maximal 35° festgesetzt. 


Östlich der Gräfenhäuser Straße ist ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt, in dem die offene 
Bauweise, zwingend ein Vollgeschoss, eine GFZ von 0,5 sowie ein Dachneigungswinkel von 
genau 25° vorgeschrieben sind. Westlich der Gräfenh äuser Straße sind hingegen zwingend 
zwei Vollgeschosse und eine GFZ von 0,8 festgesetzt, wobei der Dachneigungswinkel ebenfalls 
genau 25° betragen soll. 


Für die nördliche Bebauung an der Dieselstraße und die Bebauung an der Daimlerstraße lässt 
der Bebauungsplan wiederum eine dichtere Bebauung zu. Hier sind bis zu drei Vollgeschosse 
und eine GFZ von 1,0 zulässig. Lediglich für eine kleine Teilfläche nördlich der Daimlerstraße 
sind zwingend zwei Vollgeschosse und eine GFZ von 0,8 festgesetzt. Teilweise ist die offene, 
teilweise die geschlossene Bauweise festgesetzt. Der Dachneigungswinkel darf 35° nicht über-
schreiten. 


Der größte Teil des Plangebiets ist als Allgemeines Wohngebiet in offener Bauweise, mit ma-
ximal zwei Vollgeschossen, einer GFZ von 0,8 und einem Dachneigungswinkel von bis zu 35° 
festgesetzt. Dieser Bereich umfasst die Grundstücke an der nördlichen Darmstädter Straße, 
der Annastraße, der Karlstraße, des Wilhelminenweges, teilweise der Gerauer Straße und der 
Mühlstraße. 


Eine Bebauung nördlich der Gerauer Straße zwischen Gärtnerweg, Parkstraße, Rosengarten-
straße und Blumenstraße soll nach dem Vorgaben des Bebauungsplans in offener Bauweise, 
mit zwingend zwei Vollgeschossen, einer GFZ von 0,8 und einem Dachneigungswinkel von 
maximal 35° erfolgen.  


Des Weiteren ist im Bebauungsplan eine gemischte Baufläche  festgesetzt. Dabei handelt es 
sich um die Grundstücke zwischen dem Gärtnerweg, der Sankt-Florian-Straße und der Park-
straße sowie einige Grundstücke nördlich der Rosengartenstraße. Hier sind laut Bebauungs-
plan die offene Bauweise, bis zu drei Vollgeschosse, eine GFZ von 1,0 und eine Dachnei-
gungswinkel von maximal 35° zulässig.    


Das bisher unbebaute Grundstück an der Ecke zwischen Gerauer Straße und Annastraße ist 
als Gewerbegebiet  festgesetzt. Hier sollen eine offene Bauweise, maximal zwei Vollgeschos-
se, eine GRZ von 0,8, eine GFZ von 1,6 und ein Dachneigungswinkel von maximal 35° ein-
gehalten werden. 


Außerdem ist der Kindergarten in der Parkstraße als Fläche für Gemeinbedarf  mit der Zweck-
bestimmung Kindergarten festgesetzt. Das Feuerwehrgebäude ist als Gemeinbedarfseinrich-
tung mit der Zweckbestimmung Feuerwehr festgesetzt.  


Am südlichen Ortseingang ist östlich der Darmstädter Straße eine Grünfläche  mit der Zweck-
bestimmung Spielplatz festgesetzt. Ein weiterer Spielplatz ist südlich der Daimlerstraße festge-
setzt. Am nordöstlichen Rand des Plangebiets ist an der Gerauer Straße eine Grünfläche mit 
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der Zweckbestimmung Parkanlage und entlang des Geräthsbachs eine Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Dauerkleingärten festgesetzt. 


Außerdem ist ein öffentlicher Parkplatz  zwischen Geräthsbach und Sankt-Florian-Straße fest-
gesetzt. 


Die überbaubaren Grundstücksflächen  sind durch Baugrenzen festgesetzt, wobei Haupt- 
und Nebengebäude nur innerhalb dieser Baufenster errichtet werden dürfen. Teilweise sind für 
Garagen gesondert Flächen ausgewiesen. 


Weiterhin setzt der Bebauungsplan textlich fest, dass in den Allgemeinen Wohngebieten, in 
denen die zulässige Anzahl der Vollgeschosse auf zwingend oder bis zu zwei Geschosse fest-
gesetzt ist, die Anzahl der zulässigen  Wohneinheiten  auf zwei pro Wohngebäude beschränkt 
sind.  


In den Allgemeinen Wohngebieten sind Anlagen, die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO 1968 aus-
nahmsweise zugelassen werden können mit Ausnahme der Nr. 6 (Ställe für Kleintierhaltung) 
und Nr. 5 (Tankstellen) allgemein zulässig. 


Mit der Neuaufstellung dieses Bebauungsplanes werden seine Inhalte dahingehend überarbei-
tet, dass die Zielsetzungen der Stadt (vgl. Kapitel 1) umgesetzt werden. 


3.6 Rahmenplan „Mörfelden-Süd“ 


Für das Plangebiet wurde ein Rahmenplan „Mörfelden-Süd“ erarbeitet. Wesentliches Ziel die-
ses Rahmenplanes ist es, die Grundlagen für die Neuaufstellung des Bebauungsplanes 
„Wohngebiet Mörfelden-Süd“ bereitzustellen. So sind nach einer eingehenden Analyse in einem 
Konzept zur Nachverdichtung bereits Regelungen formuliert, die eine städtebaulich verträgliche 
Nachverdichtung sicherstellen.  


Weiterhin ist mittels eines Freiflächenkonzeptes dargelegt, welche privaten und öffentlichen 
Grünflächen gesichert werden sollten und in welchen Straßenräumen zusätzliche Begrü-
nungsmaßnahmen erforderlich sind. 


Die Ergebnisse dieses Rahmenplanes werden nun mit der Aufstellung des Bebauungsplanes 
planungsrechtlich fixiert. 


3.7 Schutzgebietsausweisungen 


Östlich des Plangebietes befinden sich im Bereich der Wiesen am Hegbach und innerhalb des 
Waldes in einem Bereich parallel zur L 3113 Richtung Darmstadt die Brunnen des Wasser-
werks Mörfelden. Das Wasserwerk, ebenfalls östlich des Plangebiets gelegen, ist nach dem 
„Regionalplan Südhessen“ als regional bedeutsame Einrichtung der Trinkwasserversorgung 
eingestuft. 
Daher ist der Bereich zwischen L 3113 und der Müllerwiesenberg-Schneise als Wasserschutz-
gebiet Zone II ausgewiesen. Der südlich der Gerauer Straße gelegene Teil des Plangebietes 
liegt innerhalb der Zone III A des Trinkwasserschutzgebietes des Wasserwerkes Mörfelden, 
während der nördlich der Gerauer Straße gelegene Teil als Zone III B des Trinkwasserschutz-
gebietes des Wasserwerkes Schönauer Hof ausgewiesen ist. Das bedeutet, dass innerhalb des 
Plangebietes zum Schutz der Trinkwassergewinnungsanlagen vor Verunreinigungen Nut-
zungsauflagen und -beschränkungen zu beachten sind. Diese betreffen insbesondere die Er-
richtung gewerblicher Anlagen, in denen wassergefährdende Stoffe anfallen, sofern die Gefahr 
eines Eintrages besteht. 


Nach den vorliegenden Überschwemmungsgebietskarten für den Hegbach sind einige 
Grundstücke geringfügig von Überschwemmungen betroffen. Das Überschwemmungsgebiet 
des Hegbaches ist noch nicht festgesetzt. Es wird somit in der Planfassung lediglich vermerkt 
und in den textlichen Festsetzungen gekennzeichnet. 


Einschränkungen bei den überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich durch das Über-
schwemmungsgebiet nicht. 
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Gebiets- oder Objektschutzausweisungen nach dem Naturschutzrecht, dem Forstrecht oder 
dem Denkmalschutzrecht sind im Plangebiet nicht gegeben. 


Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bauschutzbereichs gemäß § 12 LuftVG. Es befindet sich 
im 4- bis 6-km-Radius um den Flughafen Frankfurt/Main. Daher ist hier eine Bauhöhenbe-
schränkung zu beachten (zwischen 45 und 100 m über dem Flughafenbezugspunkt). Weiterhin 
befindet sich das Plangebiet innerhalb des Hindernisinformationsbereiches des Flughafens 
Frankfurt/Main gemäß § 18b LuftVG. 


3.8 Grundwasserbewirtschaftungsplan „Hessisches Rie d“ 


Das Planungsgebiet liegt im Geltungsbereich des Grundwasser-Bewirtschaftungsplanes „Hes-
sisches Ried“ vom 09.04.1999. 
Im Rahmen der Umsetzung dieser wasserwirtschaftlichen Fachplanung sind teilweise großflä-
chige Grundwasserspiegelanhebungen beabsichtigt, die im Rahmen einer künftigen Bebauung 
zu beachten sind. Maßgeblich sind dabei jeweils die langjährigen Messtellenaufzeichnungen 
des Landesgrundwasserdienstes und speziell die Richtwerte der Referenzmessstellen des 
Grundwasser-Bewirtschaftungsplanes zu berücksichtigen. 


Das Plangebiet liegt im Teilraum 3 „Mörfelden“ des Grundwasserbewirtschaftungsplanes. An 
der südwestlichen Gemarkungsgrenze befindet sich eine Grundwassermessstelle (Nr. 527.010) 
mit einer Geländehöhe von 96,04 m ü. N.N. Der Richtwert des Grundwasserstandes im Bewirt-
schaftungsplan liegt bei 94,30 m. Der obere Grenzgrundwasserstand wird mit 95,00 m angege-
ben, dies bedeutet einen Mindestflurabstand von 1,04 m. 
Der aktuelle Grundwasserstand (gemessen am 31.01.2005) beträgt 94,38 m ü. N.N. (GW-
Flurabstand 1,66 m). 


An der westlichen Gemarkungsrenze befindet sich eine weitere Grundwassermessstelle (Nr. 
527.039) mit einer Geländehöhe von 91,11 m ü. N.N. Der Richtwert des Grundwasserstandes 
im Bewirtschaftungsplan liegt an dieser Messstelle bei 90,40 m. Der obere Grenzgrundwasser-
stand wird mit 90,80 m angegeben, dies bedeutet einen Mindestflurabstand von nur 0,31 m. 
Der aktuelle Grundwasserstand (gemessen am 31.01.2005) beträgt 90,55 m ü. N.N. (GW-
Flurabstand 0,56 m). 


Südlich von Mörfelden im Gemarkungsbereich der Stadt Weiterstadt befindet sich eine weitere 
für das Plangebiet relevante Grundwassermessstelle (Nr. 527.285) mit einer Geländehöhe von 
101,55 m ü. N.N. Der Richtwert des Grundwasserstandes im Bewirtschaftungsplan liegt an die-
ser Messstelle bei 98,60 m. Der obere Grenzgrundwasserstand wird mit 99,80 m angegeben, 
dies bedeutet einen Mindestflurabstand von 1,75 m. 
Der aktuelle Grundwasserstand (gemessen am 31.01.2005) beträgt 98,38 m ü. N.N. (GW-
Flurabstand 3,17 m). 


Das Plangebiet selbst hat an seiner südlichen Grenze eine Geländehöhe von 99,50 m ü. N.N. 
und fällt nach Norden ganz leicht ab. 


Demzufolge ist im Plangebiet mit Nutzungseinschränkungen (z.B. Verzicht auf Unterkellerung) 
oder zusätzlichen Aufwendungen (z.B. bauliche Vorkehrungen gegen Vernässungen) zu rech-
nen. Diese sind entschädigungslos hinzunehmen. 
Wer in ein bereits vernässtes oder vernässungsgefährdetes Gebiet hineinbaut und keine 
Schutzvorkehrungen gegen Vernässungen trifft, kann bei auftretenden Vernässungen keine 
Entschädigung verlangen. 


4. Städtebauliche Situation und gegenwärtiger Besta nd 


4.1 Lage des Plangebietes 


Das Plangebiet nimmt den südöstlichen Bereich des Ortsteils Mörfelden ein. 
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Es wird im Süd-Westen von einem Gewerbegebiet begrenzt. Im Norden stößt das Plangebiet 
an den alten Ortskern von Mörfelden. Im Nord-Westen, Osten und Süden ist das Plangebiet 
von freier Landschaft umgeben, bildet hier also den Ortsrand. 


4.2 Historische Entwicklung - Baustruktur - räumlic he Analyse 


Das Plangebiet umfasst Bereiche von deutlich unterscheidbaren historischen Entwicklungsstu-
fen der Stadt, die sich in verschiedenen Gebäudestrukturen widerspiegeln.  


So befinden sich entlang der Darmstädter Straße, des Wilhelminenweges, der Bachgasse so-
wie der Gerauer Straße Gebäude, die vor dem Zweiten Weltkrieg, teilweise sogar bereits Ende 
des 19. Jahrhunderts errichtet wurden. Diese Bereiche sind gekennzeichnet durch sehr schma-
le Baukörper, eine dichte Grenzbebauung und kleine, teilweise stark verwinkelte Parzellen. 


Im Bereich Annastraße und südlicher Schleifmühlenweg ist schwerpunktmäßig das typische 
Wohnhaus aus den fünfziger Jahren zu finden. Dieses ist gekennzeichnet durch einen schma-
len Baukörper, der mit seitlichem Grenzabstand errichtet ist. Charakteristisch sind weiterhin die 
schmalen, dafür aber mitunter sehr langen Parzellen. 


Im übrigen Plangebiet befinden sich Wohngebäude aus den sechziger bis neunziger Jahren in 
einer Mischung aus freistehenden Einzel- und Doppelhäusern mit großzügigen Grundstücken, 
Reihenhäusern und Geschosswohnungsbauten.  


4.3 Nutzungen 


Die Gebäude im Plangebiet sind zu ganz überwiegenden Teilen reine Wohngebäude. Nur sehr 
vereinzelt sind Gebäude anzutreffen, in denen neben der Wohnnutzung eine weitere Nutzung, 
wie etwa ein Ingenieurbüro, ein Blumenladen oder ein Kosmetikstudio vorhanden sind.  


Gebäude, welche ausschließlich gewerblichen Zwecken vorbehalten sind, finden sich einzig an 
der Gerauer Straße und an der Mühlstraße. Dabei handelt es sich um einen Baustoffhandel, ein 
Kanalreinigungsunternehmen und ein Autohaus mit Reparaturwerkstatt. 


Weiterhin befinden sich im Plangebiet öffentliche Einrichtungen wie die Feuerwehr, der Bau- 
und Wertstoffhof, eine Kindertagesstätte und eine Niederlassung des Deutschen Roten Kreu-
zes.  


5. Auswirkungen des Bebauungsplanes auf die zu berü cksichtigenden Belange 


Eine zentrale Aufgabe des Bebauungsplanes ist es, die verschiedenen öffentlichen und priva-
ten Belange, welche von die Planung berührt sind, im Rahmen der bauleitplanerischen Abwä-
gung zu einem gerechten Ausgleich zu führen. Daher wird im Folgenden kurz dargelegt, inwie-
weit sich der Bebauungsplan auf diese Belange auswirkt. 


Bei der Neuaufstellung des Bebauungsplanes sind im Wesentlichen die folgenden in § 1 Abs. 6 
BauGB aufgeführten Belange berührt und daher zu berücksichtigen: 


• die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, 


• die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, 


• die Gestaltung des Ortsbildes, 


• die Belange des Umweltschutzes, 


• die Belange der Wasserwirtschaft sowie 


• die Belange der Wirtschaft. 


5.1 Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und A rbeitsverhältnisse  


Der Sicherung bzw. Wiederherstellung gesunder Wohnverhältnisse kommt im Verfahren eine 
besondere Bedeutung zu. Das Erreichen gesunder Wohnverhältnisse hängt unmittelbar mit den 
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vorhandenen und den durch den Bebauungsplan künftig zu erwartenden Emissionen bzw. Im-
missionen zusammen.  


5.1.1 Fluglärm 


Schallimmissionen werden derzeit durch den Fluglärm hervorgerufen, da Mörfelden-Walldorf 
nur wenige Kilometer vom Flughafen Frankfurt/Main entfernt liegt. Das Plangebiet liegt zur Hälf-
te innerhalb des  - durch die 60 dB (A)-Isophone gebildeten – Siedlungsbeschränkungsberei-
ches des Flughafen Frankfurt/Main, der zum Schutz vor Fluglärm im RPS 2000 ausgewiesen 
ist. Nach der Vorgabe der Regionalplanung wären in diesen Gebieten heute keine neuen 
Wohngebietsausweisungen mehr möglich. 


Bereits im Mediationsverfahren wurden nach den Verfahren der Landesplanung differenzierte 
Isophonenkurven für die Situation 1998 und für denkbare Ausbauvarianten ebenso ermittelt, 
wie Alarm-, Grenz- und Schwellenwerte im Bereich des Lärmschutzes festgelegt. Für die Situa-
tion 1998 ergab sich daraus für die Hälfte des Planungsgebietes eine Dauerschallbelastung von 
mindestens 60 dB (A) Leq. Damit ist der Vorsorgewert erreicht, der baulichen Schutz aus Vor-
sorgegründen erfordert.  


Durch das Raumordnungsverfahren 2001/2002 und das zur Zeit laufende Planfeststellungsver-
fahren zum Flughafen-Ausbau wird nach Auffassung der Vorhabenträgerin Fraport AG deutlich, 
dass das Plangebiet künftig in einer Zone zwischen 55 und 57 dB A) Leq(3) liegen würde. Im 
Rahmen des Planfeststellungsverfahrens hat die Stadt Mörfelden-Walldorf ein „kommunales 
Lärmschutzkonzept“ vorgelegt. Darin werden aus der bisherigen Rechtsprechung und aus neu-
en Erkenntnissen der Lärmwirkungsforschung Grenzwerte hergeleitet, die die Schwelle der er-
heblichen Belästigung beschreiben. Ein LDN von 53 dB (A) und eine LN von 45 dB (A) soll nicht 
überschritten werden oder es sind Lärmschutzmaßnahmen zu treffen. Der geplante Ausbau 
des Flughafens wird mindestens 800.000 Flugbewegungen ermöglichen, so dass das Plange-
biet dann vollständig einen LN von 50 dB (A) und einen LDN von mindestens 60 dB (A) ausge-
setzt wäre. 


Da die Fraport AG Verursacher der heutigen und künftigen Lärmbelästigungen ist, fordert die 
Stadt durch die Fraport AG finanzierten Schallschutz.  


Für besonders lärmsensible Einrichtungen, in denen sich Kinder und Kranke aufhalten, sind 
nochmals niedrigere Beurteilungswerte anzusetzen. Dies trifft auf das Plangebiet für die Ein-
richtung der Kindertagesstätte VI (Parkstraße) zu. Standortalternativen für eine Verlagerung 
der Einrichtung sind nicht gegeben (Sicherung der Versorgung mit Kita-Einrichtungen in den 
Stadtquartieren, zusätzlicher Flächenbedarf für weitere Einrichtungen, Nähe der Freizeit- und 
Erholungseinrichtungen), so dass Planungsziel der Stadt sein muss, den Standort und die Ent-
wicklungsmöglichkeiten für die Einrichtung zu sichern. 


Damit war ein Planungserfordernis und die Befassung im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens bereits für die Situation 1998 gegeben. Im Falle des Flughafenausbaus wäre die Pla-
nungshoheit der Stadt – mit allen sich daraus ergebenden Konsequenzen – hingegen stark 
eingeschränkt. 


5.1.2 Straßenverkehrslärm 


Weiterhin werden Schallemissionen und Luftverunreinigungen insbesondere aufgrund des 
Durchgangsverkehrs in der Gerauer Straße erzeugt, da die Gerauer Straße die innerörtliche 
Durchfahrt der B 44 darstellt, welche Mörfelden im Westen mit der A 67 verbindet. Im Osten 
von Mörfelden kreuzt die B 44 die B 486, welche Mörfelden an die A 5 anbindet. Insbesondere 
der hohe Anteil an Schwerlastverkehr führt dabei zu extremen Lärmbelastungen der Anwohner. 
Auch die Wohnqualität an der Darmstädter Straße, der Daimlerstraße und dem Gärtnerweg 
wird durch Verkehrslärm stark beeinträchtigt (vgl. Lärmminderungsplanung Mörfelden-Walldorf, 
April 1998).  


Im gesamten Geltungsbereich wird die überwiegend vorherrschende Wohnnutzung somit sehr 
stark durch Straßenverkehrslärm gestört. Dieses Problem kann der Bebauungsplan zwar nicht 
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lösen. Dazu ist der Bau einer Ortsumgehung in Verbindung mit verkehrsberuhigenden Maß-
nahmen in den Straßen im Plangebiet erforderlich. Eine Ortsumgehung ist bereits in Planung 
und daher im RPS 2000 als geplante regional bedeutsame Straße dargestellt. 
In die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes wird als Hinweis aufgenommen, dass für 
Mörfelden-Walldorf eine Lärmminderungsplanung existiert und dass für Außenbauteile in Auf-
enthaltsräumen mit Ausnahme von Küchen, Bädern und Arbeitsräumen unter Berücksichtigung 
der unterschiedlichen Raumarten und Raumnutzungen die in Tabelle 8 der DIN 4109 „Schall-
schutz im Hochbau“ aufgeführten Anforderungen an die Luftschalldämmung einzuhalten sind.  


5.1.3 Gewerbelärm 


Daneben verursacht der Zu- und Abgangsverkehr des Baustoffhandels in der Brückenstraße 
zeitweise erhöhte Lärmbelästigungen der benachbarten Wohnnutzung. Um die durch den Bau-
stoffhandel verursachten Lärmkonflikte zu beseitigen, wäre die Verlagerung dieser Nutzung in 
emissionsunempfindlichere Gebiete wünschenswert. Daher genießt der bestehende Betrieb 
zwar Bestandsschutz, diese Nutzung wird durch den Bebauungsplan planungsrechtlich jedoch 
nicht gesichert. Das bedeutet, dass hier künftig keine das Wohnen störende gewerbliche Nut-
zung mehr zulässig sein wird (vgl. dazu Kapitel 5.6).  


Auch das Autohaus mit Reparaturwerkstatt in der Gerauer Straße kann Lärmkonflikte mit der 
angrenzenden Wohnnutzung hervorrufen. Da dieser Betrieb jedoch hinsichtlich der Lärmimmis-
sionen im Vergleich zu dem Baustoffhandel mit der angrenzenden Wohnnutzung zu vereinba-
ren ist und er außerdem Modernisierungsmaßnahmen plant, wird hier ein Mischgebiet festge-
setzt.  


Der Bau- und Wertstoffhof sowie die Feuerwehr in der Sankt-Florian-Straße können zeitweise 
ebenfalls Lärmimmissionen hervorrufen. Eine Verlagerung dieser Nutzungen ist jedoch mo-
mentan nicht beabsichtigt.  


5.1.4 Zusammenfassung 


Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Wohnverhältnisse im Plangebiet durch 
den Bebauungsplan positiv beeinflusst werden, da Immissionskonflikte zwischen Wohnen und 
gewerblichen Nutzungen langfristig behoben werden können. Die bestehenden Beeinträchti-
gungen der Wohnnutzung aufgrund des enormen Verkehrslärms können jedoch mittels des 
Bebauungsplanes nicht beseitigt werden.  


5.2 Wohnbedürfnisse der Bevölkerung 


Die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung werden durch den Bebauungsplan positiv beeinflusst, 
da es eine wichtige Zielsetzung ist, den Bewohnern des Plangebiets zu ermöglichen, ihre Ge-
bäude durch Anbaumaßnahmen nachbarverträglich den heutigen Wohnbedüfnissen anzupas-
sen.  


Der Bebauungsplan wirkt sich weiterhin positiv auf die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung und 
dabei insbesondere auf die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung aus, weil dieser in 
bestimmten Teilbereichen die zulässige Anzahl der Wohnungen auf ein bzw. zwei pro Wohn-
gebäude beschränkt. Damit wird neben dem Ziel einer einheitlichen Strukturierung des Plange-
bietes der Bau bzw. die Erhaltung von Ein- und Zweifamilienhäusern gefördert.  


Darüber hinaus wird mit dieser Regelung die Wohnqualität im Plangebiet verbessert, da die 
Beschränkung der Wohneinheiten dazu beiträgt, die Wohndichte auf ein entsprechend den be-
stehenden Grundstücksverhältnissen verträgliches Maß anzupassen. Indirekt werden mit der 
Beschränkung der Wohneinheiten auch die erforderlichen Stellplätze und Garagen und somit 
die tatsächlich überbauten Flächen auf den privaten Baugrundstücken reduziert. Weniger 
Wohneinheiten bedeuten folglich einen höheren Anteil an verfügbaren Freiflächen auf dem 
Grundstück und damit ein „Mehr“ an Wohnqualität.   
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5.3 Gestaltung des Ortsbildes 


Mit der Realisierung der Planungsabsichten des Bebauungsplanes wird das Ortsbild im Plan-
gebiet verändert werden.  


Da die Möglichkeiten einer Nachverdichtung derzeit nach § 34 BauGB zu beurteilen sind, wo-
durch teilweise städtebaulich unerwünschte Veränderungen eintreten können bzw. bereits ein-
getreten sind, wirkt sich der Bebauungsplan positiv auf das Ortsbild aus. Dieser beschränkt 
nämlich die Möglichkeiten der Nachverdichtung auf ein Maß, dass städtebaulich verträglich ist. 
Insbesondere durch die Festlegung von maximalen First- und Außenwandhöhen und überbau-
baren Grundstücksflächen wird gewährleistet, dass sich An-, Um- und Neubauten in das Orts-
bild einfügen. 


Doch nicht nur die Regelungen zur Nachverdichtung wirken sich positiv auf das Ortsbild aus. 
Der Bebauungsplan hat es sich weiterhin zum Ziel gesetzt, vorhandene Gestaltwerte zu si-
chern. Insbesondere der historische Altortbereich wird durch die Festsetzung von Baulinien, 
Dachneigungswinkeln, maximalen First- und Außenwandhöhen in seinem homogenen Erschei-
nungsbild bewahrt. 


Nicht zuletzt tragen auch die zahlreichen Regelungen zur Erhaltung und Schaffung von Grün-
zonen dazu bei, dass sich der Gestaltwert des Ortsbildes im Plangebiet nicht negativ verändert. 


Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich mit der Aufstellung des Bebauungs-
planes „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ das Ortsbild zwar aufgrund der Möglichkeiten zur Nach-
verdichtung verändern wird. Diese Veränderungen sind jedoch als positiv zu bewerten, da die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes gewährleisten, dass sich An-, Um- und Neubauten städ-
tebaulich einfügen und darüber hinaus vorhandene Gestaltwerte gesichert werden. 


5.4 Belange des Umweltschutzes 


Für die Stadt Mörfelden-Walldorf gibt es einen Landschaftsplan, der die örtlichen Erfordernisse 
und Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie die Maßnahmen, die zur Ver-
wirklichung dieser Ziele erforderlich sind, festlegt und darstellt. Die für das Plangebiet relevan-
ten Aussagen dieses Landschaftsplanes sind gemäß § 1a (2) Nr. 1 BauGB in die Abwägung 
des Bebauungsplanes „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ einzustellen.  


Im Folgenden werden zunächst die das Plangebiet betreffenden Inhalte des Landschaftsplanes 
bezüglich der natürlichen Grundlagen in knapper Form dargelegt, bevor das landschaftsplane-
rische Leitbild und die Zielvorstellungen, ebenfalls auf das Plangebiet bezogen, erläutert wer-
den. Dabei wird dargelegt, inwieweit der Bebauungsplan die Inhalte des Landschaftsplanes 
umsetzt und damit den im Landschaftsplan konkretisierten Belangen von Natur und Landschaft 
gerecht wird.  


5.4.1 Zustandsbeschreibung 


Naturräumliche Gliederung 


Das Stadtgebiet von Mörfelden-Walldorf umfasst etwa 44 km² und liegt innerhalb der natur-
räumlichen Haupteinheit der Untermainebene, wobei das Plangebiet innerhalb der Teileinheit 
Hegbach-Apfelgrund zu finden ist, welche den gesamten Südteil des Stadtgebietes einnimmt. 


Der Hegbach-Apfelgrund ist ein zum Messeler Hügelland nach Osten leicht ansteigendes 
Flachland im Höhenbereich zwischen 85 und 140 m. Das Charakteristikum dieses Naturraumes 
ist seine Geschlossenheit als Abflussgebiet der von Osten aus dem Messeler Hügelland kom-
menden Gewässer. Damit stellt es ein insgesamt grundfeuchtes, von zahlreichen Gerinnen 
mäßigen Gefälles durchzogenes Vernässungsgebiet dar. Dies ist verursacht durch hoch anste-
hendes Grundwasser. Die Flugsandböden des Gebietes sind nur im Oberboden bis zu etwa 
0,60 m Tiefe sandig, gehen dann in schlecht durchlüftete, staufeuchte Böden über.  
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Klima 


Mörfelden-Walldorf liegt in der klimatisch begünstigten Rhein-Main-Ebene. Die mittlere jährliche 
Lufttemperatur beträgt 9° C, die mittlere jährliche  Niederschlagssumme liegt im Bereich zwi-
schen 600 und 700 mm. Diese Werte lassen die Zugehörigkeit des Stadtgebietes zu einem tro-
ckenen, warmen, kontinental geprägten Klimaraum erkennen.  


Flora  


Der Landschaftsplan trifft zu der bestehenden Siedlungsfläche von Mörfelden-Walldorf bezüg-
lich der vorkommenden Vegetation die folgenden Aussagen, die auch auf das Plangebiet zu-
treffen:  


Die meisten Teile der besiedelten Flächen sind floristisch und faunistisch gesehen relativ unin-
teressant. Ihr Versiegelungsgrad schwankt zwischen 30 und 90 % und die verbleibenden Frei-
flächen werden in der Regel intensiv gepflegt. Dagegen sind die alten Ortskerne und ehemali-
gen Dorfgebiete besonders reich an Kleinstrukturen. 


Weiterhin heißt es im Landschaftsplan, dass die Vegetation der Wohngebiete im Wesentlichen 
durch die angepflanzten und spontan vorkommenden Pflanzen der Zier- und Nutzgärten ge-
prägt ist. Dabei überwiegen exotische Nadelbäume und Ziersträucher sowie Zierrasenflächen, 
Blumen- und Gartenbeete. Während sich in den älteren Baugebieten der Anteil von Nutz- und 
Ziergärten etwa die Waage hält, überwiegen in den jüngeren Baugebieten Rasenflächen und 
Ziergärten.  


Eine darüber hinausgehende detaillierte Bestandsaufnahme der vorhanden Vegetation wird für 
das Plangebiet nicht vorgenommen. Dies ist deshalb nicht erforderlich, weil es sich hierbei um 
ein größtenteils bereits bebautes Gebiet handelt, in dem die Eingriffsregelung des § 1a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB nicht anzuwenden ist (vgl. dazu Kapitel 10). Zu den nach § 15 d HENatG ge-
schützten Lebensräumen und Landschaftsbestandteilen sei in Bezug auf das Plangebiet fol-
gendes angemerkt: 


Auf der Grundlage einer sehr detaillierten Städtischen Biotopkartierung (Gessner, Karl-Georg: 
Biotopkartierung, im Auftrag der Stadt Mörfelden-Walldorf erstellt durch den Bund für Umwelt 
und Naturschutz, Ortsverband Mörfelden-Walldorf, 1990) sowie der ergänzenden Kartierung 
bei der Erstellung des Landschaftsplanes wurden alle Lebensräume im Stadtgebiet von Mörfel-
den ermittelt, die voraussichtlich den Schutz des § 15 d HENatG genießen. Die so ermittelten 
potenziellen schützenswerten Biotope befinden sich alle außerhalb des Plangebietes.  
Außerdem werden die - wenn auch nicht nach § 15 d HENatG schützenswerten, aber dennoch 
sensiblen - Uferbereiche des Geräths- und des Hegbaches und rückwärtige Gartenzonen durch 
die Festsetzung entsprechender Grün- und Anpflanzflächen vor Eingriffen geschützt. 


Folglich kann auch ohne Erfassung der bestehenden Vegetation mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass die Festsetzungen des Bebauungspla-
nes nicht zu einer Beeinträchtigung oder gar Zerstörung wertvoller Biotope führen werden.   


5.4.2 Landschaftsplanerisches Leitbild 


Das landschaftsplanerische Leitbild sieht für den besiedelten Bereich vor, dass im Rahmen der 
Nachverdichtung einerseits eine hohe Dichte anzustreben ist, um die weitere Inanspruchnahme 
der Landschaft zu vermeiden, dass aber andererseits das Ziel einer möglichst starken Durch-
grünung des Siedlungsraumes verfolgt werden sollte. Im Hinblick darauf sollten insbesondere 
die gut durchgrünten, aber mit städtischer Dichte bebauten Bereiche in dieser Qualität erhalten 
werden, die sehr dicht bebauten oder hochgradig versiegelten Bereiche wieder stärker durch-
grünt werden und die vorhandenen Grünstrukturen durch möglichst extensive Pflege entwickelt 
werden.  


Dieses landschaftsplanerische Leitbild wird im Rahmen des Bebauungsplanes umgesetzt. Zwar 
werden einerseits Möglichkeiten zur Nachverdichtung geschaffen, damit vorrangig vor der 
Ausweisung neuer Wohngebiete im Bestand der Bedarf an zusätzlichen Wohneinheiten ge-
deckt werden kann. Andererseits werden aber auch große zusammenhängende Grünflächen 
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von einer Bebauung freigehalten und somit eine starke Durchgrünung des Planungsgebietes 
langfristig gesichert. Im historisch gewachsenen Teil des Plangebietes sieht der Bebauungs-
plan durch die Festsetzung von Baugrenzen langfristig eine teilweise Entsiegelung der 
Grundstücke vor, da diese derzeit nahezu vollständig versiegelt sind. 


5.4.3 Ziele des Landschaftsplanes 


Kernpunkt der Ziele für die Siedlungsentwicklung  aus landschaftsplanerischer Sicht ist das 
Ziel eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, weil dieser nicht vermehrbar und in sei-
nen ökologischen Funktionen nicht ersetzbar ist. Dementsprechend sollte eine Verdichtung in 
bestehenden bebauten Gebieten Vorrang haben vor einer Neuinanspruchnahme von Flächen 
im Außenbereich. Weiterhin sollen Grünflächen im Siedlungsbereich erhalten werden, weil die-
se wichtig für die Wohnqualität und die wohnungsnahe Erholung, das Kleinklima sind und als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen dienen. Außerdem gliedern und verschönern innerörtliche 
Grünflächen das Ortsbild. 
Wie oben bereits dargelegt, setzt der Bebauungsplan diese Ziele um.  


Weiterhin schlägt der Landschaftsplan als Verdichtungsmöglichkeiten vor, dass an einigen Stel-
len, insbesondere in älteren Baugebieten außerhalb der historischen Ortskerne eine Ergänzung 
in der zweiten Baureihe im hinteren Grundstücksbereich vorstellbar ist. Aber auch hier ist eine 
Durchgrünung der Siedlungsflächen zu erhalten.  
Der Bebauungsplan setzt diese landschaftsplanerischen Ziele um, da er auf einigen sehr tiefen 
Baugrundstücken eine Bebauung in zweiter Baureihe ermöglicht, und gleichzeitig gewährleistet, 
dass zwischen Vorder- und Hinterhausbebauung eine Grünzone erhalten bzw. geschaffen wird. 


Ein weiteres wichtiges Ziel des Landschaftsplanes ist die Schaffung eines Biotopverbund-
systems . Für das Plangebiet ist dabei der großräumige Verbund von Feuchtgebieten und 
Feuchtgrünland von Bedeutung, da der das Plangebiet durchlaufende Geräthsbach eine wichti-
ge Linie dieses Biotopverbundes darstellt. Er bildet zusammen mit den anderen Bächen ein zu-
sammenhängendes Netz an Gewässern und Feuchtlebensräumen in Mörfelden-Walldorf. 
Daher wird der Geräthsbach als Gewässer festgesetzt und seine Fläche damit gesichert. Au-
ßerdem wird der Bereich der nördlich an den Bach anschließenden Kleingärten als öffentliche 
Grünfläche festgesetzt, da die Stadt langfristig beabsichtigt, hier einen Grünzug mit Bachrena-
turierung zu entwickeln. Die Festsetzungen zu den überbaubaren Grundstücksflächen sichern 
weiterhin, dass sein Uferbereich von Bebauung freigehalten wird. 


Zudem sieht der Landschaftsplan zum Schutz des Grundwasser  vor, dass ein Verzicht auf 
weitere Bodenversiegelungen anzustreben ist. Dazu kann zum einen die Verwendung wasser-
durchlässiger Beläge und zum anderen der Rückbau bestehender Bodenversiegelungen bei-
tragen.  
Um dieser Zielvorstellung gerecht zu werden, sieht der Bebauungsplan vor, dass auf den priva-
ten Baugrundstücken für private Erschließungsflächen wie Zuwege und Zufahrten sowie Stell-
plätze wasserdurchlässige Beläge zu verwenden sind und das überschüssige Niederschlags-
wasser dieser Flächen zu versickern ist. Als wasserdurchlässige Materialien kommen zum Bei-
spiel wassergebundene Decke, Kies oder ein Öko-Pflaster in Frage. 
Außerdem wird durch die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen im stark versie-
gelten Altortbereich langfristig zu einer Entsiegelung beigetragen. 


Unter dem Aspekt Landschaftsbild und Erholung  trifft der Landschaftsplan die für das Plan-
gebiet relevanten Aussagen, dass eine Erhaltung der Durchgrünung der Ortsbereiche sowie die 
stellenweise Verbesserung der Eingrünung der Ortsränder erforderlich sind. 
Durch die Festsetzung nicht überbaubarer Grünbereiche und Anpflanzungsfestsetzungen an 
den bestehenden Ortsrändern des Plangebietes setzt der Bebauungsplan diese Forderungen 
um.  


Da im Plangebiet zur Zeit etwa 2.026 Einwohner leben (nach einer Bestandsaufnahme im Juni 
befinden sich im Plangebiet etwa 965 WE, laut Regionalplan kann in Mörfelden-Walldorf von 
durchschnittlich 2,1 Personen pro WE ausgegangen werden; 965 WE x 2,1 Personen/WE = 
2.026,5 Personen) und laut Landschaftsplan die drei im Plangebiet vorhandenen Kinderspiel-
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plätze eine Fläche von 2.600 m² einnehmen (Am Hegbach = 1.200 m², Daimlerstraße = 1.200 
m², Bachgasse = 200 m²), ergibt sich eine durchschnittliche Spielplatzfläche von 1,28 m²/EW. 
Nach der DIN 18034 besteht jedoch ein durchschnittlicher Bedarf an Kinderspielplätzen von et-
wa 2,25 m²/EW. 
Um zu einem Ausgleich des vorhandenen Defizits beizutragen, wird im Bebauung eine weitere 
öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kinderspielplatz festgesetzt. Diese befindet 
sich am südlichen Ortseingang von Mörfelden östlich der Darmstädter Straße. 


Die Zielvorstellungen des Landschaftsplanes bezüglich des Klimas  beschränken sich in Bezug 
auf das Plangebiet auf die Erhaltung und Verbesserung der Durchgrünung der Ortsbereiche 
sowie auf die Beschränkung der Versiegelung auf das absolut notwendige Maß. Diese finden, 
wie bereits erwähnt, im Bebauungsplan Berücksichtigung. 


Somit kann festgehalten werden, dass die Inhalte des Bebauungsplanes mit den Zielvorstellun-
gen des Landschaftsplanes in Einklang stehen. Der Bebauungsplan setzt also die informellen 
Planaussagen des Landschaftsplanes rechtsverbindlich fest und trägt damit zur Umsetzung 
des Landschaftsplanes bei. Damit werden die Belange von Natur und Landschaft im Bebau-
ungsplan in angemessener Weise berücksichtigt.  


5.5 Wasserwirtschaftliche Belange 


Die im Folgenden geführten Nachweise wurden auf Grundlage eines „Merkblattes zur Berück-
sichtigung wasserwirtschaftlicher Belange in der Bauleitplanung“ des Regierungspräsidiums 
Darmstadt vom 01.11.1993 ausgearbeitet. 


Durch die „Wasserwirtschaftlichen Nachweise für den Bebauungsplan Nr. 35.2 Wohngebiet 
Mörfelden-Süd", aufgestellt durch das lng.-Büro Brandt Gerdes Sitzmann im Februar 2005 wur-
den die entsprechenden Nachweise erbracht. Diese sind als Anhang dieser Begründung beige-
fügt. 


5.5.1 Wasserversorgung 


Die Stadt Mörfelden-Walldorf, und damit auch das Plangebiet, wird mit Trink- und Löschwasser 
über die Wasserwerke Mörfelden und Walldorf versorgt. Neben diesen Wasserwerken in den 
beiden Stadtteilen gibt es ein Verbundwasserwerk am Vitrolles-Ring. 


Mit Datum vom 30.05.2005 wurden beim Regierungspräsidium Darmstadt die Wasserrechte für 
die Trink- und Löschwasserversorgung bewilligt. Laut Aussagen der Stadtwerke Mörfelden-
Walldorf ist die Trink- und Löschwasserversorgung durch die bestehenden Wasserversor-
gungsanlagen sichergestellt. 


Wasserbedarfsermittlung  


Bei der Wasserbedarfsermittlung ist der Trink- und Löschwasserbedarf für dieses Baugebiet 
berücksichtigt.  


Wasserqualität 


Die Wasserqualität des zur Verfügung gestellten Trinkwassers entspricht den Anforderungen 
der Trinkwasserverordnung (TWVO).  


Wassersparmaßnahmen 


Im Rahmen des Antrages für die Wasserrechte beim Regierungspräsidium Darmstadt vom 31. 
August 2000 wurde dem Regierungspräsidium ein Wassersparkonzept vorgelegt. 


Eine Regenwassernutzung ist möglich und erwünscht. Diese wird daher im Bebauungsplan 
empfohlen (vgl. Hinweis Nr. 20). 


Nachweis des technischen Anschlusses 


Im Plangebiet sind notwendige Wasserversorgungsleitungsnetze vorhanden. 
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5.5.2 Gebiet für die Grundwassersicherung 


Das Plangebiet ist zwar nach dem RPS 2000 im Osten und Süden von einem Bereich für die 
Grundwassersicherung umgeben, befindet sich aber selbst nicht darin, da es sich um ein be-
reits bebautes Gebiet handelt. 


5.5.3 Schutzgebietsausweisungen 


Trinkwasserschutzgebiet  


Östlich des Plangebietes befinden sich im Bereich der Wiesen am Hegbach und innerhalb des 
Waldes in einem Bereich parallel zur L 3113 Richtung Darmstadt die Brunnen des Wasser-
werks Mörfelden. Das Wasserwerk, ebenfalls östlich des Plangebiets gelegen, ist nach dem 
RPS 2000 als regional bedeutsame Einrichtung der Trinkwasserversorgung eingestuft. 


Daher ist der Bereich zwischen L 3113 und der Müllerwiesenberg-Schneise als Trinkwasser-
schutzgebiet Zone II ausgewiesen. Der südlich der Gerauer Straße gelegene Teil des Plange-
bietes liegt innerhalb der Zone III A des Trinkwasserschutzgebietes des Wasserwerkes Mörfel-
den, während der nördlich der Gerauer Straße gelegene Teil als Zone III B des Trinkwasser-
schutzgebietes des Wasserwerkes Schönauer Hof ausgewiesen ist. Dieser Sachverhalt wird 
nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen werden. 


Heilquellenschutzgebiet  


Das Plangebiet liegt in keinem Heilquellenschutzgebiet.  


Überschwemmungsgebiet  


Entlang des Hegbaches befindet sich ein noch nicht festgesetztes Überschwemmungsgebiet 
gemäß § 31b Abs. 5 WHG. 


Einschränkungen bei den überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich dadurch nicht. 


5.5.4 Bodenversiegelung und Versickerung von Nieder schlagswasser 


Durch die dichte Bebauung und intensive Oberflächenbefestigung ist das Bodenpotenzial stark 
beeinträchtigt. Eine Sammlung und Verwertung von Niederschlagswasser im Plangebiet ist je-
doch möglich und wird daher empfohlen. 


Weiterhin ist vorgesehen, dass auf den privaten Baugrundstücken für private Erschließungsflä-
chen wie Zuwege und Zufahrten sowie Stellplätze wasserdurchlässige Beläge zu verwenden 
sind, damit das hier anfallende Niederschlagswasser zumindest teilweise versickern kann. Er-
reicht werden kann dies durch die Verwendung von Materialien wie zum Beispiel einer wasser-
gebundenen Decke, Kies oder einem Öko-Pflaster. 


Weiterhin wird festgesetzt, dass das auf den befestigten Nebenanlagen, wie Stellplätzen, Zu-
fahrten und -wegen anfallende Niederschlagswasser auf den Grundstücken zu versickern ist.  


Im Bebauungsplan ist ein Bereich gekennzeichnet, in dem als Grundvoraussetzung ein ausrei-
chender Flurabstand (größer als 1,50 m) die Versickerung von nicht verunreinigtem Regenwas-
ser prinzipiell ermöglicht. 


Demnach ist eine oberflächennahe Versickerung von Niederschlagswasser bei den anstehen-
den Bodenverhältnissen unter Berücksichtigung des Arbeitsblattes der ATV A 138 möglich.  


Regenwasser, dass nicht versickert werden kann oder darf, muss durch eine Regen- oder 
Mischkanalisation abgeleitet werden. 


5.5.5 Abwasser 


Seit 1992 werden die Abwässer der beiden Stadtteile Walldorf und Mörfelden in der Kläranlage 
Mörfelden gereinigt. Die Anlage besitzt eine weitergehende Reinigungsstufe mit Stickstoff- und 
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Phosphatreduzierung. Die Kläranlage Mörfelden-Walldorf ist auf 48.000 EW ausgebaut. Die 
Belastung lag im Jahr 2004 bei 40.767 EW. Die vorhandene Kanalisation ist ausreichend di-
mensioniert. Mit Ausnahme der Bereiche Am Hegbach, Heinerweg und Teile des Schleifmüh-
lenweges erfolgt die Ableitung des Abwassers in Mischwasserkanälen.  


Die Entwässerung soll über die bestehende Abwasserkanalisation im Plangebiet erfolgen.  


Siehe Anhang: „Wasserwirtschaftlichen Nachweise für den Bebauungsplan Nr. 35.2 Wohnge-
biet Mörfelden-Süd", aufgestellt durch das lng.-Büro Brandt Gerdes Sitzmann im Februar 2005. 


5.5.6 Oberirdische Gewässer 


Das Plangebiet wird im Nordwesten vom Geräthsbach durchlaufen. Dieser ist innerhalb des 
Plangebiets stark verengt und kanalisiert. Der Bach ist von seiner Wasserqualität her mit der 
Gewässergüte II – III als kritisch belastet einzustufen. 


Zwar nicht innerhalb des Plangebietes gelegen, aber südlich direkt an dieses angrenzend ver-
läuft der Hegbach. Auch dieser ursprünglich stark mäandrierende Bachlauf wurde begradigt. 
Der Hegbach ist jedoch im Vergleich zum Geräthsbach nur mäßig belastet.  


5.5.7 Altlasten 


Altlastenverdachtsflächen sind im Plangebiet laut Flächennutzungsplan nicht anzutreffen. Da 
aber für das Grundstück des Bau- und Wertstoffhofes sowie das unbebaute Grundstück Ecke 
Gerauer Straße/Annastraße (ehemalige Tankstelle) nicht ausgeschlossen werden kann, dass 
hier Altlasten anzutreffen sind, werden diese Grundstücke entsprechend gekennzeichnet. 


5.6 Belange der Wirtschaft 


Der Bebauungsplan wirkt sich auf die Belange der Wirtschaft aus, da sich zum einen im Plan-
gebiet einzelne Gewerbetreibende befinden, deren Betriebe von den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes betroffen sind und da zum anderen auf einem bisher unbebauten Grundstück 
und einem umzunutzenden Grundstück künftig bestimmte gewerbliche Tätigkeiten zulässig 
sein werden. 


Bei dem überwiegenden Anteil der Gewerbetreibenden handelt es sich um solche, die nach den 
beabsichtigten Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung (meist Allgemeines Wohngebiet) 
im Plangebiet nach wie vor zulässig sind (Restaurant, Blumenladen, Ingenieurbüro etc.). Diese 
werden durch den Bebauungsplan in der Ausübung ihrer Tätigkeit somit nicht beeinträchtigt. 
Etwas anders stellt sich die Situation für die im Folgenden aufgeführten Betriebe dar: 


Da der Baustoffhandel in der Brückenstraße aufgrund des an- und abfahrenden Lkw-Verkehrs 
starke bis belästigende Lärm- und Luftimmissionen verursacht und unmittelbar an diese Nut-
zung ganz überwiegend immissionsempfindliche reine Wohnnutzungen anschließen, ist es 
wünschenswert, dass dieser Betrieb langfristig an einen geeigneten konfliktfreien Standort ver-
lagert wird. Aus diesem Grund sind die Grundstücke des Baustoffhandels im Bebauungsplan 
als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Demzufolge genießt dieser Betrieb zwar Bestands-
schutz. Er ist aber in seinen Entwicklungsmöglichkeiten beschnitten, weil er in einem Allgemei-
nen Wohngebiet nach § 4 BauNVO eigentlich nicht zulässig ist. Wenn dieser Betrieb künftig 
Umbauten oder Erweiterungen beabsichtigt, wird dies nur im Rahmen einer Umsiedlung mög-
lich sein. Den Bedürfnissen der angrenzenden Bewohner nach gesunden Wohnverhältnissen 
wird in diesem Fall also ein höheres Gewicht beigemessen (vgl. Kapitel 5.1), als den Belangen 
des Gewerbetreibenden.  


Auch der Standort des Autohauses mit Reparaturwerkstatt in der Gerauer Straße kann im Hin-
blick auf den Immissionsschutz zu Konflikten führen, weil hier ebenfalls fast ausschließlich 
Wohngebäude angrenzen. Da dieser Betrieb jedoch beabsichtigt, noch länger an diesem 
Standort zu verbleiben und Umbau- und Modernisierungsmaßnahmen vornehmen möchte, wird 
hier von der Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet abgesehen und statt dessen ein einge-
schränktes Mischgebiet festgesetzt. Damit sind An- und Umbauten planungsrechtlich zulässig. 
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Hinsichtlich der zulässigen Lärmimmissionen sei allerdings angemerkt, dass dem Autohaus mit 
Reparaturwerkstatt eine Erhöhung der Lärmwerte trotz Ausweisung als Mischgebiet nicht mög-
lich ist, weil dieser Betrieb nach wie vor von Wohnnutzung umgeben ist. Das Ziel der Auswei-
sung eines Mischgebietes besteht allein darin, dem Autohaus mit Reparaturwerkstatt Neubau- 
und Modernisierungsmaßnahmen zu ermöglichen. 


Für den Heizungsbaubetrieb in der Gerauer Straße stellt sich die Festsetzung eines Allgemei-
nen Wohngebietes als wenig problematisch dar, weil er zwar seinen Gewerbestandort dort hat, 
faktisch dieser aber nur zur Lagerung und Verwaltung genutzt wird. Die lärmverursachende 
Produktion bzw. Arbeit findet hingegen auf der jeweiligen Baustelle statt. Demnach ist dieser 
Betrieb als nicht störender Handwerksbetrieb zu klassifizieren, der in einem Allgemeinen 
Wohngebiet regelmäßig zulässig ist. Folglich genießt er nicht nur Bestandsschutz, sondern 
kann auch erforderliche An- und Umbaumaßnahmen durchführen.  


In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass sich für die Gewerbetreibenden durch die 
Aufstellung des Bebauungsplanes keine Verschlechterung gegenüber der Situation vor der 
Aufstellung ergibt. So beurteilte sich die planungsrechtliche Zulässigkeit von Erweiterungen der 
Betriebe vor Aufstellung des Bebauungsplanes nach § 34 BauGB. Demnach sind Vorhaben im 
unbeplanten Innenbereich unter anderem nur zulässig, wenn die Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt bleiben. Da in unmittelbarer Nachbarschaft der Betrie-
be reine Wohngebäude angesiedelt sind, dürfte diese Forderung einer Erweiterung der Betrie-
be auch im unbeplanten Innenbereich entgegen stehen. Von immissionsschutzrechtlicher Seite 
wurden vor Aufstellung des Bebauungsplanes zur Beurteilung der Zulässigkeit der Betriebe 
dieselben Immissionsrichtwerte der TA-Lärm zu Grunde gelegt, wie nach der Ausweisung als 
Allgemeines Wohngebiet bzw. als Mischgebiet. Die TA-Lärm besagt unter Punkt 6.6, dass Ge-
biete, für die keine Festsetzungen bestehen, nach Nummer 6.1 entsprechend der Schutzbe-
dürftigkeit zu beurteilen sind. Da die Bereiche um die bestehenden Betriebe unstrittig als All-
gemeine Wohngebiete zu charakterisieren sind, weil hier ausschließlich Wohngebäude vorhan-
den sind, sind auch ohne Bebauungsplan die für Allgemeine Wohngebiete festgelegten Immis-
sionsrichtwerte der TA-Lärm heranzuziehen (bzw. die in Gemengelagen möglichen Zwischen-
werte gemäß Nummer 6.7 anwendbar).  


Weiterhin setzt der Bebauungsplan das freie Baugrundstück an der Ecke Gerauer Stra-
ße/Annastraße als Mischgebiet fest. Dies wirkt sich insofern positiv auf die Belange der Wirt-
schaft aus, als dass hier künftig das Wohnen nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe pla-
nungsrechtlich zulässig sein werden. 


6. Städtebauliches Konzept 


6.1 Bebauungskonzept 


Ziel des Bebauungskonzeptes ist es, grundstücksbezogene Erweiterungsmöglichkeiten zu ent-
wickeln, die zum einen gewährleisten, dass die im Plangebiet bestehenden Gebäudetypen und 
Bauformen berücksichtigt werden, und die zum anderen sicherstellen, dass An-, Um- und Neu-
bauten im Bestandsgebiet nachbarverträglich ausgeführt werden. Das Bebauungskonzept für 
das Plangebiet orientiert sich dabei an den unterschiedlich vorzufindenden städtebaulichen und 
stadträumlichen Situationen. 


Zur Bestimmung eines städtebaulich verträglichen Verdichtungsmaßes wurde wie folgt vorge-
gangen (vgl. hierzu auch den Erläuterungsbericht zum Rahmenplan „Mörfelden-Süd“, Juli 
2000): 
Zunächst wurden Bereiche abgegrenzt, die etwa gleich große Grundstücke, gleiche Grund-
stückszuschnitte und gleiche Gebäudetypen aufweisen. Für diese Bereiche wurde anhand ein-
zelner Beispielgrundstücke modellhaft geprüft, wie viele Wohneinheiten pro Wohngebäude auf 
den Grundstücken verträglich sind und ob Anbauten und eventuell auch eine Hinterhausbebau-
ung möglich ist. 


Als Kriterien für die Beurteilung wurden herangezogen: 







Begründung  Seite 21 
 


2115_2006_SB.doc-PgD ws 
28.10.2005 


• der Versiegelungsgrad (je mehr Wohnungen, desto mehr versiegelte Flächen aufgrund der 
erforderlichen Stellplätze und Zufahrten), 


• die Wohnqualität (Nutzfläche je Wohneinheit, Freiflächenbezug) und 


• die Anforderungen der Stellplatzsatzung der Stadt Mörfelden-Walldorf vom 02.07.2004 
(Zahl der erforderlichen Stellplätze, Sicherung einer 50 %-igen Vorgartenzone).  


Ergebnis der typisierenden Betrachtung ist, dass in den meisten Bereichen zwar Anbauten 
möglich sind, eine Hinterhausbebauung aber auf den Bereich Annastraße und auf einzelne be-
sonders tiefe Grundstücke an der Darmstädter Straße beschränkt bleiben sollte.  


Weiterhin stellt sich heraus, dass die zulässige Anzahl der Wohneinheiten pro Wohngebäude in 
ganz überwiegenden Teilen des Plangebietes zu beschränken ist, da nur so die Wohnqualität 
ohne unverhältnismäßige Einschränkung des Maßes der baulichen Nutzung gewahrt wird, ein 
Einhalten der Stellplatzsatzung möglich ist und gleichzeitig unerwünschte Umstrukturierungen 
der baulichen Eigenart der Gebiete verhindert werden können.  


Zur Bestimmung der Bau- und der Freiflächen werden weiterhin folgende drei Grundprinzipien 
eingehalten: 


1. Die Vorgärten – so weit vorhanden - sind mindestens 3,00 m tief. 


2. Die Hintergärten sind mindestens 5,00 m tief. 


3. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind höchstens 20,00 m tief. 


Auf dieser Grundlage ergeben sich die drei im Folgenden beschriebenen Strukturbereiche: 


6.1.1 Historischer Bereich  


Die historisch gewachsenen Bereiche entlang der Darmstädter Straße, der Gerauer Straße und 
des Wilhelminenweges besitzen besondere stadträumliche Qualitäten und Bedingungen. Ty-
pisch für die Bebauung ist, dass die Baukörper in einseitiger Grenzbebauung errichtet sind und 
zudem direkt an den Straßenraum anschließen, also die sonst im Plangebiet typische Vorgar-
tenzone hier nicht anzutreffen ist. Dabei stehen die Hauptgebäude direkt an der Straße, wäh-
rend Anbauten und Nebengebäude in der Regel im rückwärtigen Grundstücksteil in der Flucht 
der Hauptgebäude zu finden sind. Die Flächen seitlich der Baukörper werden meist als Hofflä-
chen genutzt. Gartenflächen machen jeweils den kleinsten Anteil der Grundstücksflächen aus. 
Sie sind, wenn überhaupt, im hinteren Grundstücksteil vorhanden.  


Dieses Bebauungsprinzip bildet die Grundlage für die konzipierten Möglichkeiten zur Nachver-
dichtung und zur Baulückenschließung im historisch geprägten Bereich des Plangebietes. Da 
die Grundstücke mitunter sehr klein und schmal sind, ist es jedoch zur Sicherung eines Min-
destanteils an Freiflächen und zur ausreichenden Belichtung der Gebäude erforderlich, die Be-
bauungsmöglichkeiten der Grundstücke etwas einzuschränken. Daher soll zwar das Prinzip der 
einseitigen Grenzbebauung weiter verfolgt werden, aber die rückwärtigen Grundstücksbereiche 
sollen künftig in einer Tiefe von mindestens 5,00 m von Bebauung frei gehalten werden.  


6.1.2 Bereich mit Hinterhausbebauung  


Weiterhin ist im Plangebiet ein Bereich anzutreffen, der durch sehr tiefe Parzellen gekenn-
zeichnet ist (Annastraße, z.T. Darmstädter Straße). Neben der Möglichkeit, die bestehenden 
Baukörper im rückwärtigen Bereich durch Anbauten zu erweitern, wird daher in diesem Bereich 
zusätzlich eine Nachverdichtung mittels Bebauung in 2. Reihe möglich. Um die stadtgestalteri-
schen Qualitäten dieses Bereichs zu wahren und eine nachbarverträgliche Hinterhausbebau-
ung zu gewährleisten, ist diese jedoch einschränkenden Regelungen hinsichtlich der Gebäude-
höhen und der zulässigen Anzahl an Wohneinheiten unterworfen. 
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6.1.3 Übriges Plangebiet 


Im übrigen Plangebiet werden prinzipiell Anbaumöglichkeiten eröffnet. Dabei sollen zwar einer-
seits den Grundstückseigentümern weit reichende Gestaltungsmöglichkeiten eingeräumt wer-
den, andererseits aber auch Teile der privaten Grundstücke als unbebaute Gartenflächen gesi-
chert werden. Neben den als typisches stadträumliches Element zu sichernden Vorgartenzonen 
werden daher auch Hintergartenzonen definiert, die von jeglicher Bebauung freizuhalten sind. 


6.2 Erschließung / Verkehrskonzept 


Das Plangebiet ist durch die vorhandenen Straßen ausreichend erschlossen. Die Gerauer 
Straße, die Darmstädter Straße, die Dieselstraße und der Gärtnerweg sind dabei von örtlicher 
und auch von überörtlicher Bedeutung, während die übrigen Straßen im Plangebiet nahezu 
ausschließlich der Erschließung des Quartiers dienen. 


Das Fußwegesystem im Plangebiet ist ausreichend, zusätzliche Fußwege sind nicht erforder-
lich. Allerdings wären aufgrund des hohen Verkehrsaufkommens auf den Hauptverkehrsstra-
ßen straßenbegleitende Radwege wünschenswert, die im Rahmen der Radverkehrsplanung 
Mörfelden-Walldorf bereits geplant sind. Entlang der östlichen Plangebietsgrenze wird ein se-
parat geführter Weg für den landwirtschaftlichen Verkehr vorgesehen, der auch als Fuß- und 
Radweg genutzt werden kann. Dieser trifft am südlichen Ortseingang von Mörfelden auf die 
Darmstädter Straße und im Norden auf die Bachgasse.  


Des Weiteren ist das Plangebiet an den Öffentlichen Personennahverkehr angebunden. So be-
finden sich hier die Bushaltestellen Gärtnerweg, Gerauer Straße und Dieselstraße, die von der 
Linie 5541 bedient werden. Damit sind eine Anbindung an den Stadtteil Walldorf sowie den 
Flughafen Frankfurt im 30-Minuten-Takt und eine Anbindung an Darmstadt sowie das Mörfel-
dener Gewerbegebiet im 60-Minuten-Takt gewährleistet.  


6.3 Grün- und Freiflächenkonzept 


Eine wichtige Zielsetzung des Bebauungsplanes ist es, das vorhandene Freiflächensystem zu 
bewahren und dahingehend zu entwickeln, dass die Grünflächen zu einem möglichst durchge-
henden Grünsystem vernetzt werden. Zunächst sollen daher die öffentlichen Freiflächen als öf-
fentliche Grünflächen ausgewiesen werden. Weit wichtiger sind jedoch rechtliche Vorgaben zur 
Sicherung der privaten Freiflächen.  


Daher ist das Freiflächenprinzip je nach Abstand der Gebäude vom Straßenraum durch 3,00 
bis 5,00 m tiefe Vorgartenzonen und je nach Größe und Orientierung der Grundstücke durch 
5,00 bis 10,00 m tiefe Hintergartenzonen geprägt. Während die Hintergartenzonen von jegli-
cher Bebauung freizuhalten sind, dürfen die Vorgartenzonen bis zu 50 % für Stellplätze und Zu-
fahrten in Anspruch genommen werden. Dieses Prinzip wird über das gesamte Plangebiet ver-
folgt. Lediglich im historisch geprägten Bereich wird auf die Vorgartenzone verzichtet, da hier 
die Gebäude typischer Weise direkt an den Straßenraum angrenzen. 


In den Bereichen, in denen eine Hinterhausbebauung ermöglicht wird, sind zur Wahrung aus-
reichend großer Freiräume zwischen Vorder- und Hinterhaus 10,00 m breite Grünstreifen vor-
gesehen. Diese müssen zwar zwangsläufig für die Zufahrten zur Hinterhausbebauung und teil-
weise auch für Stellplätze genutzt werden, sollen aber in erster Linie als bepflanzte Grünstrei-
fen zu einer aufgelockerten Bebauung der Grundstücke beitragen.  


Auf den Grundstücken des Bau- und Wertstoffhofes in der Sankt-Florian-Straße sowie des 
Baustoffhandels in der Brückenstraße besteht ein Entsiegelungsbedarf. Da langfristig eine Ver-
lagerung dieser Nutzungen geplant bzw. erwünscht ist, sollten im Rahmen der Umnutzung die-
ser Flächen Begrünungsmaßnahmen integriert werden.  


Zudem sieht das Freiflächenkonzept vor, dass die Straßenräume von örtlicher und überörtlicher 
Bedeutung (Darmstädter und Gerauer Straße, Dieselstraße und Gärtnerweg) durch Begrü-
nungsmaßnahmen eine gestalterische Aufwertung erfahren. 
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7. Begründung der bauplanungsrechtlichen Festsetzun gen 


7.1 Art der baulichen Nutzung 


7.1.1 Allgemeine Wohngebiete mit Nutzungseinschränk ungen 


Der überwiegende Teil des Plangebietes wird entsprechend der bestehenden Nutzungsstruktur 
als Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 


Die im Allgemeinen Wohngebiet nach § 4 Abs. 3 Nr. 5 BauNVO ausnahmsweise zulässige Nut-
zung „Tankstellen“ und die nach Nr. 6 BauNVO ausnahmsweise zulässige Nutzung „Garten-
baubetriebe“ sind im Plangebiet nicht zulässig. 


Tankstellen benötigen einen geeigneten Standort an einer öffentlichen Straße mit ausreichen-
dem Durchgangsverkehr. Sie zählen aufgrund ihrer Betriebseinrichtungen und notwendigen 
Parkplätze zu den Anlagen mit hohem Flächenbedarf. Freie Baugrundstücke mit derartiger 
Eignung sind im Plangebiet jedoch so gut wie nicht vorhanden. Außerdem wären aufgrund des 
erhöhten Kundenverkehrsaufkommens dieser Nutzung und der damit verbundenen Immissio-
nen erhebliche Nutzungsbeeinträchtigungen für die Wohnnutzung die Folge.  


Ferner werden Gartenbaubetriebe aus dem Katalog der zulässigen Nutzungen ausgeschlos-
sen, da diese i.d.R. eine große Betriebsfläche (Wohnung bzw. dem Wohngebäude des Be-
triebsinhabers, Laden, Gewächs- und Treibhäuser mit der evtl. erforderlichen Heizanlage und 
sonstige Nebenanlagen) erfordern, insbesondere wenn sie ihre Erzeugnisse selbst züchten. In 
Anbetracht der Lage des Plangebietes am südlichen Rande des Ortskerns von Mörfelden ist 
ein derart flächenintensiver Betrieb wie ein Gartenbaubetrieb nicht erwünscht.  


7.1.2 Mischgebiete mit Nutzungseinschränkungen 


Die Zulässigkeit der Nutzungen in den Mischgebieten entspricht weitgehend den Vorgaben des 
Nutzungskataloges des § 6 BauNVO. Abweichend von § 6 Abs. 2 BauNVO sind jedoch Gar-
tenbaubetriebe sowie Tankstellen und Vergnügungsstätten nicht zulässig. 


Tankstellen und Gartenbaubetriebe werden aus o.g. Gründen auch in den Mischgebieten aus-
geschlossen. 


Vergnügungsstätten sind nicht zulässig, da sie i.d.R. aufgrund ihres Betriebes einen störenden 
Zu- und Abgangsverkehr auch abends und nachts und an den Wochenenden hervorrufen. Dies 
ist im Plangebiet nicht erwünscht. 


7.2 Maß der baulichen Nutzung 


Im Bebauungsplan wird das Maß der baulichen Nutzung durch die Festsetzungen der Grund-
flächenzahl, der Geschossflächenzahl, der Zahl der Vollgeschosse und der Höhe baulicher An-
lagen bestimmt. 


Der Bebauungsplan verfolgt die Zielvorstellung einer Nachverdichtung unter Berücksichtigung 
der im Plangebiet typischen Bauformen und -typen. Es wird angestrebt, innerhalb einer Stra-
ßenzeile bzw. einer gestalterisch zusammengehörigen Häuserzeile weitgehend einheitliche 
Gebäudegrößen zu erreichen. Weiterhin soll auf den besonders tiefen Grundstücken im Plan-
gebiet eine Bebauung in 2. Reihe ergänzt bzw. ermöglicht werden.  


7.2.1 Grundflächenzahl  


Bezüglich der festgesetzten Grundflächenzahlen (GRZ) ist im Zusammenhang mit den festge-
setzten Baugrenzen und Baulinien auf Folgendes hinzuweisen:  
Ist die zulässige Grundfläche größer als die durch Baugrenzen bzw. Baulinien festgesetzte ü-
berbaubare Grundstücksfläche, kann die Grundflächenzahl GRZ nicht voll ausgeschöpft wer-
den. Ist die zulässige Grundfläche kleiner als die durch Baugrenzen bzw. Baulinien festgesetzte 
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überbaubare Grundstücksfläche, kann letztere nicht voll ausgeschöpft werden. 
Diese Vorgehensweise ist durch ein Urteil des OVG Koblenz vom 29.07.1999 gedeckt. 


Überschreitung der Obergrenzen des § 17 Abs. 1 BauN VO  


Im Regelfall werden im Plangebiet die baugebietsbezogenen Obergrenzen der GRZ gemäß 
§ 17 Abs. 1 BauNVO eingehalten. Das bedeutet, dass in der Regel in den Allgemeinen Wohn-
gebieten eine GRZ von 0,4, und in den Mischgebieten eine GRZ von 0,6 zulässig ist.  


Die Obergrenzen des § 17 Abs. 1 BauNVO werden jedoch im Bereich der nördlichen Darm-
städter Straße um 0,1 überschritten. In den hier festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten ist 
also in Orientierung am Bestand eine maximale GRZ von 0,5 zulässig, da dieser Bereich durch 
relativ kleine dicht bebaute Grundstücke geprägt ist. 


Bei den Überschreitungen der Obergrenzen des § 17 Abs. 1 BauNVO wird § 17 Abs. 3 BauN-
VO zu Grunde gelegt. Danach können in Gebieten, die am 1. August 1962 überwiegend bebaut 
waren, die Obergrenzen des § 17 Abs. 1 BauNVO überschritten werden, wenn städtebauliche 
Gründe dies erfordern und sonstige öffentliche Belange nicht entgegen stehen. Als städtebauli-
che Gründe kann im Plangebiet folgendes angeführt werden:  


− Anpassung an die historische Entwicklung des Gebietes, 


− Erhaltung der städtischen Eigenart sowie 


− Rücksichtnahme auf erhaltenswerten Baubestand. 


Sonstige öffentliche Belange stehen einer Überschreitung der nach § 17 Abs. 1 BauNVO fest-
gelegten oberen Grenze für die GRZ in dem in der Planzeichnung abgegrenzten Bereich nicht 
entgegen. 


7.2.2 Geschossflächenzahl 


Bei den jeweiligen Festsetzungen zur Geschossflächenzahl (GFZ) wurde jeweils der GRZ-Wert 
mit der festgesetzten höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse bzw. der zwingend festgesetz-
ten Zahl der Vollgeschosse multipliziert, allerdings nur so weit dadurch nicht die Obergrenzen 
des § 17 Abs. 1 BauNVO überschritten werden. 
Dabei wurde der Einfachheit halber in den Teilbereichen, in denen die zulässige Anzahl der 
Vollgeschosse innerhalb der überbaubaren Flächen eines Grundstücks variiert, von der höhe-
ren Zahl ausgegangen. Hier tritt somit der Fall auf, dass aufgrund einer reduzierten zulässigen 
Anzahl der Vollgeschosse im hinteren Grundstücksteil die zulässige GFZ nicht voll ausge-
schöpft werden kann.  


7.2.3 Zulässige Geschossfläche bei Tiefgaragen 


Mit der zulässigen Erhöhung der Geschossfläche um die Flächen notwendiger Garagen, die 
unter der Geländeoberfläche hergestellt werden, wird das Ziel verfolgt, aus städtebaulichen 
Gründen wünschenswerte unterirdische Garagen zu fördern.  


Die ebenerdige Errichtung der notwendigen Stellplätze kann zu einer starken Einschränkung 
der erforderlichen und auch erwünschten Freiflächen auf dem Grundstück führen. Bei der An-
lage unterirdischer Garagen hingegen werden Freiflächen auf dem Grundstück nicht in An-
spruch genommen. Somit kann sich diese Regelung trotz erhöhter Geschossfläche positiv auf 
den Versiegelungsgrad und die Wohnqualität auf dem Grundstück auswirken. 


7.2.4 Zahl der Vollgeschosse 


Die Zahl der zulässigen Vollgeschosse wird entsprechend der vorhandenen Bebauung festge-
setzt. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Festsetzung der Zahl der 
Vollgeschosse den Ausbau von Dachgeschossen nicht ausschließt, sofern das Dachgeschoss 
nach den gesetzlichen Regelungen der Hessischen Bauordnung kein Vollgeschoss ist. 
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In überwiegenden Teilen des Plangebietes werden bis zu zwei Vollgeschosse zugelassen, da 
hier eine Mischung aus ein- und zweigeschossigen Baukörpern typisch ist. In einzelnen Berei-
chen sind aber hiervon abweichende Regelungen städtebaulich erforderlich. 


Bereiche mit einem zulässigen Vollgeschoss 


In dem historisch geprägten Altortbereich entlang der nördlichen Darmstädter Straße dürfen 
Anbauten nur eingeschossig errichtet werden. Die Parzellen sind in diesem Bereich mit einer 
Breite von durchschnittlich 12,00 m sehr schmal, so dass diese Regelung zur Verringerung der 
Verschattung von Nachbargrundstücken notwendig ist. 


Auch die Hinterhausbebauung, die in der Annastraße und der Darmstädter Straße zugelassen 
wird, ist auf ein Vollgeschoss beschränkt, um einer Verschattung von Nachbargrundstücken 
entgegenzuwirken, da auch hier die Parzellen mit etwa 15,00 m eine recht geringe Breite auf-
weisen. Weiterhin wird mit dieser Festsetzung das Ziel verfolgt, das städtebauliche Einfügen 
der Bebauung in zweiter Reihe in diesem homogenen Bereich sicherzustellen.  


Außerdem wird die Bebauung östlich der Gräfenhäuser Straße auf ein Vollgeschoss be-
schränkt, da hier ausschließlich eingeschossige Baukörper anzutreffen sind, die eingeschossi-
ge Bebauung hier also als stadtbildprägendes Element zu sichern ist. Da dieser Bereich zudem 
den östlichen Ortsrand von Mörfelden darstellt, wird mittels dieser Festsetzung außerdem ein 
harmonischer Übergang in die Landschaft gewahrt. 


Bereiche mit zwingend zwei Vollgeschossen 


Da die historischen Baukörper in der nördlichen Darmstädter Straße sowie der nördlichen Ge-
rauer Straße typischerweise zweigeschossig sind und dieses Gestaltmerkmal langfristig gesi-
chert werden sollte, um das homogene Erscheinungsbild dieser Straßenräume zu erhalten, 
werden hier zwingend zwei Vollgeschosse vorgeschrieben.  


Um den Bauwilligen die Option offenzuhalten, auch eine eingeschossige Bebauung in den 
rückwärtigen Teilen der als zwingend zweigeschossig festgesetzten überbaubaren Flächen zu 
errichten, wird dies als Ausnahmetatbestand in die textlichen Festsetzungen aufgenommen. 


Eine eingeschossige Bebauung ist demnach ab einer Bebauungstiefe von 7,00 m insbesondere 
aus stadtgestalterischen Gründen vertretbar, wenn bis zu dieser Bebauungstiefe ein zweige-
schossiger Baukörper entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplanes errichtet ist. 


Bereiche mit bis zu drei Vollgeschossen 


Die stärker verdichteten Bereiche in der Straße Am Hegbach, der Diesel- und der Daimlerstra-
ße sowie der Park- und der Rosengartenstraße sollen auch weiterhin als solche erhalten blei-
ben. Daher werden hier auch künftig in Orientierung am Bestand bis zu drei Vollgeschosse zu-
gelassen.  


Da es sich bei dem bisher unbebauten Eckgrundstück Annastraße/Gerauer Straße um eine 
städtebauliche Sondersituation handelt, sind hier ebenfalls drei Vollgeschosse zulässig.  


7.2.5 Höhe baulicher Anlagen  


Für die Gebäude werden ferner Höhenbeschränkungen festgesetzt, da allein durch die Fest-
setzung der zulässigen Zahl der Vollgeschosse die Höhenentwicklung der Gebäude nicht aus-
reichend gesteuert werden kann.  


Außenwandhöhen 


Für den Traufbereich werden Maßgaben für die maximal zulässige Außenwandhöhe getroffen. 
Der Begriff der Außenwandhöhe ist aus § 6 Abs. 4 HBO (Abstandsflächen) übernommen, so 
dass hiernach auch die erforderliche Abstandsfläche ermittelt werden kann. Damit wird nur eine 
identische Höhendefinition verwandt. 
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In den Baugebieten werden die folgenden Außenwandhöhen festgesetzt: 


In den Bereichen, in denen eine eingeschossige Bebauung festgesetzt ist, wird als zulässige 
Außenwandhöhe 4,50 m festgesetzt, da mit dieser Höhe die Beeinträchtigung der angrenzen-
den Gärten nachbarverträglich minimiert wird. Eine geringere Außenwandhöhe als 4,50 m im 
Traufbereich würde zu erheblichen Beeinträchtigungen führen, da bei geringeren Außenwand-
höhen brauchbare Aufenthaltsräume in den Dachgeschossen kaum möglich wären. 


Soweit eine zweigeschossige Bebauung zulässig ist, dürfen die Außenwandhöhen im histori-
schen Bereich bis zu 7,00 m betragen, während im sonstigen Plangebiet bei einer zweige-
schossigen Bebauung eine Außenwandhöhe von bis zu 7,50 m zulässig ist. Im Falle einer drei-
geschossigen Bebauung ist 10,50 als maximal zulässige Außenwandhöhe festgesetzt. Das un-
bebaute Eckgrundstück Annastraße 34/Gerauer Straße darf trotz dreigeschossiger Bebauung 
aus stadtgestalterischen Gründen nur eine Außenwandhöhe von 8,00 m einnehmen. 


Firsthöhen 


Die Gebäudehöhen werden durch die Festsetzung von maximal zulässigen Firsthöhen festge-
setzt. Für die mit eingeschossiger Bebauung festgesetzten Bereiche wird die Firsthöhe im his-
torischen Bereich auf maximal 8,00 m beschränkt, in den Bereichen, in denen eine Hinterhaus-
bebauung ermöglicht wird auf maximal 7,50 m, im sonstigen Plangebiet auf 8,50 m. Bei der Zu-
lässigkeit einer zweigeschossigen Bebauung ist im historischen Bereich eine Erhöhung auf 
10,50 m, im sonstigen Plangebiet auf 11,50 m zulässig. Soweit eine dreigeschossige Bebauung 
zulässig ist, darf die Firsthöhe 14,50 m betragen. Das unbebaute Eckgrundstück Annastraße 
34/Gerauer Straße sollte bei dreigeschossiger Bebauung aus stadtgestalterischen Gründen ei-
ne Firsthöhe von 12,50 m nicht überschreiten.  


Die Gebäudehöhen werden zum einen festgesetzt, um benutzbare Dachgeschosse zu ermögli-
chen und zum anderen, um die Verschattung bzw. sonstige Beeinträchtigung der Nachbar-
grundstücke zu minimieren. Auch wegen des dichten Nebeneinanders der Gebäude ist eine 
Harmonisierung der Höhenentwicklung städtebaulich geboten. 


Als Höhenbezugspunkt für die Höhenfestsetzungen ist jeweils die vorgelagerte Erschließungs-
straße heranzuziehen. Da diese Straßen vorhanden sind, wird dies als ausreichende Bestim-
mung der Höhenangabe betrachtet. 


7.3 Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise 


Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen und Baulinien definiert. Die 
Festsetzungen zu den Baugrenzen, den Baulinien, den damit definierten überbaubaren Grund-
stücksflächen und zur Bauweise stehen in enger Korrespondenz zueinander und sind als Ein-
heit zu betrachten. 


Um ein energiesparendes Bauen auch an anderer Stelle zu ermöglichen, wird die Überschrei-
tung der festgesetzten Baugrenzen und Baulinien für die Errichtung von Wintergärten oder 
sonstiger baulicher Anlagen im gesamten Plangebiet ausnahmsweise zugelassen. 


Entsprechend der unterschiedlichen Bebauungsstrukturen im Plangebiet sind unterschiedliche 
Festsetzungskombinationen getroffen worden. 


7.3.1 Historische Bereiche mit straßenseitiger Beba uung 


Im historisch gewachsenen Bereich des Plangebietes wird bei der Strukturierung der überbau-
baren Flächen vom räumlichen Grundprinzip der straßenseitigen Bebauung mit Grenzbebau-
ung auf einer seitlichen Grundstücksgrenze ausgegangen. Dieses Prinzip besteht ganz über-
wiegend aus einem giebelständigen straßenseitigen Hauptgebäude und einem ebenfalls gie-
belständigen Anbau oder vom Hauptgebäude abgerückten Nebengebäude in Grenzbauweise.  
Dieses räumliche Strukturprinzip bildet das Grundmodul für die vorhandene und geplante Be-
bauung. Nachverdichtungen sind so zu konzipieren, dass sich Ergänzungsbauten auf der 
Grundlage dieses Grundprinzips in die Bebauung einfügen.  
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Die Festsetzungen orientieren sich insgesamt eng am Bestand bzw. an der teilweise noch er-
kennbaren historischen Struktur des Gebietes, lassen aber vielfältige Erweiterungsmöglichkei-
ten unter Wahrung einer maßstabsgerechten Bebauung zu. 


• Bereich nördliche Darmstädter Straße 


Zur Straße hin werden Baulinien festgesetzt, da hier zur Erhaltung der historischen Straßen-
front eine Bebauung direkt an der Straße geboten ist. 


Da fast alle Gebäude an einer Gebäudeseite direkt auf der Nachbargrenze bzw. maximal 0,50 
m von dieser entfernt stehen, ist auf dieser Nachbargrenze jeweils ebenfalls eine Baulinie fest-
gesetzt. Damit erhält der Eigentümer das Recht, „ohne Nachbarzustimmung“ an die angegebe-
ne Grenze zu bauen. 


Zur Hofseite sind diese Baufenster durch Baugrenzen definiert. Die straßenseitigen Gebäude 
sind zum Teil sehr schmal und entsprechen folglich nicht den heutigen Nutzungsansprüchen. 
Daher werden die hofseitigen Baugrenzen nicht direkt am Bestand orientiert, sondern lassen 
eine Gebäudebreite von bis zu 9,00 m zu. Damit wird eine zeitgemäße Nutzung bei gleichzeiti-
ger Wahrung der maßstabsgerechten Gebäudebreiten möglich. So weit ein Grundstück schma-
ler als 12,00 m ist, wird die hofseitige Baugrenze in dem nach HBO erforderlichen Abstand von 
3,00 m festgesetzt. Bei traufständigen Gebäuden werden ebenfalls Gebäudeerweiterungen zu-
gelassen unter Wahrung des 3,00 m Abstandes zur Nachbargrenze.  


Um die rückwärtigen Gartenzonen entsprechend dem Freiflächenkonzept zu sichern, haben die 
im rückwärtigen Grundstücksbereich festgesetzten Baugrenzen einen mindestens 5,00 m gro-
ßen Abstand zur hinteren Grundstücksgrenze. Bei der Festlegung der hinteren Baugrenzen 
und damit der zulässigen Bebauungstiefe werden die Grundstücke mit der geringsten Gesamt-
tiefe zu Grunde gelegt. Soweit ein Grundstück also eine größere Tiefe aufweist, wird ihm den-
noch kein tieferes Baufenster zugestanden, da sonst das Problem der Verschattung von Nach-
bargrundstücken auftreten würde. Die rückwärtigen Gartenzonen stellen damit als zusammen-
hängende nicht überbaubare Flächen eine Durchgrünung des Plangebietes sicher.  
Ausnahmen von dieser Regelung gelten nur für die Grundstücke Darmstädter Straße 1, 3 und 
5, bei denen die Baugrenze auf der rückwärtigen Grundstücksgrenze festgesetzt ist. Hier wurde 
auf die Hintergartenzone verzichtet, weil die Gebäude bereits jetzt bis an die hintere Grund-
stücksgrenze heranreichen und die Grundstücke außerdem mit weniger als 20,00 m eine sehr 
geringe Tiefe aufweisen.  


Da die Baufenster die mögliche Bebauung relativ exakt vorgeben, erübrigen sich hier Festset-
zungen zur Bauweise durch Planeinschrieb.  


• Gerauer Straße, Wilhelminenweg, Bachgasse  


Auch in diesem Bereich stehen die Hauptgebäude typischerweise direkt an der Straße. Daher 
werden hier, abgesehen von den wenigen von der Straßenbegrenzungslinie abgerückten Ge-
bäuden, Baulinien festgesetzt, die zur Erhaltung der historischen Straßenfront beitragen. 


Weiterhin sind die Gebäude auch in diesem Bereich in vielen Fällen an einer Gebäudeseite di-
rekt auf der Nachbargrenze bzw. maximal 0,50 m von dieser entfernt errichtet. In Orientierung 
am Bestand ist deshalb auch hier auf dieser Nachbargrenze jeweils eine Baulinie festgesetzt.  


Zur gegenüber liegenden seitlichen Nachbargrenze werden Baugrenzen in dem nach HBO er-
forderlichen Abstand von 3,00 m festgesetzt. So weit die Breite der Baugrundstücke es zuläßt, 
wird zur besseren Belichtung und Besonnung der Gebäude ein Abstand von 6,00 m zur nächs-
ten Grundstücksgrenze eingehalten, wenn der Nachbar wegen einer festgesetzten Baulinie auf 
diese bauen darf.  


Da einige der straßenseitigen Gebäude mit seitlichem Grenzabstand errichtet sind, wird in die-
sen Fällen auf die Festsetzung einer Baulinie auf der Nachbargrenze verzichtet. Statt dessen 
werden seitlich Baugrenzen in dem nach HBO erforderlichen Abstand von 3,00 m festgesetzt.  
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Zur rückwärtigen Grundstücksgrenze halten die festgesetzten Baugrenzen entsprechend dem 
Freiflächenkonzept einen Abstand von mindestens 5,00 m ein. 
Da in der Gerauer Straße Nrn. 2 bis 20 (nur gerade Zahlen) aufgrund der Grundstückszuschnit-
te (stark verwinkelte Parzellen) eine derartige Regelung städtebaulich nicht zweckmäßig ist, 
werden hier die hinteren Baugrenzen so gewählt, dass 16,00 m tiefe Baufenster entstehen. 
Damit sind den Anwohnern ausreichend Entwicklungsmöglichkeiten gegeben und dennoch ge-
nügend Freiräume zur Erhaltung und Schaffung von Grünflächen vorhanden. In Anlehnung an 
den Bestand und zur Ermöglichung von Umbaumaßnahmen wird entgegen des Freiflächen-
konzeptes auf den Grundstücken des Autohauses im rückwärtigen Bereich eine überbaubare 
Fläche festgesetzt, auf der eingeschossige Gebäude zulässig sind. 


In der Gerauer Straße Nrn. 15 bis 23 (nur ungerade Zahlen) ist im rückwärtigen Grundstücks-
bereich noch das Prinzip des querstehenden in geschlossener Bauweise errichteten Baukör-
pers erkennbar. In Anlehnung an den Bestand wird hier ein Baufenster quer zur Grundstücks-
längsrichtung und ferner die geschlossene Bauweise festgesetzt. Das heißt, dass an beide seit-
lichen Nachbargrenzen ohne Nachbarzustimmung angebaut werden kann.  


Als Ausnahmeregelung ist für diesen Bereich vorgesehen, dass an einer der beiden seitlichen 
Grundstücksgrenzen auf die Grenzbebauung verzichtet werden kann, wenn zur Erschließung 
bzw. Nutzung hinterer Grundstücksbereiche eine Zuwegung notwendig ist. 


7.3.2 Hinterhauszone mit einseitiger Grenzbebauung 


In den Bereichen, in denen eine Bebauung in 2. Reihe ermöglicht wird, soll diese in einseitiger 
Grenzbebauung erfolgen. Daher sind hier je nach Ausrichtung der Grundstücke an der östli-
chen bzw. nördlichen Grundstücksgrenze Baulinien festgesetzt.  


Damit wird das Ziel verfolgt, dass in Zuordnung zu den Gebäuden gut exponierte und ausrei-
chend große Gartenflächen entstehen können. Wäre hier die offene Bauweise festgesetzt, so 
müssten die Gebäude zu beiden seitlichen Grundstücksgrenzen je 3,00 m Abstand halten, was 
bei den teilweise sehr schmalen Grundstücken dazu führen würde, dass die Flächen seitlich 
der Gebäude nur als Abstandsflächen, nicht jedoch als Gartenflächen nutzbar wären. 


Um den Eigentümern möglichst viel Flexibilität zu lassen, sind die überbaubaren Grundstücks-
flächen der Bebauung in 2. Reihe ansonsten durch Baugrenzen definiert. Diese haben zur 
rückwärtigen Grundstücksgrenze je nach Gesamttiefe und Ausrichtung der Baugrundstücke ei-
nen Abstand von 3,00 bis 10,00 m, der als Gartenzone von Bebauung freizuhalten ist. Zur an-
deren seitlichen Grundstücksgrenze haben sie den nach HBO geforderten Abstand von 3,00 m. 
Die dritte Baugrenze verläuft in einem Abstand von 10,00 m zur rückwärtigen Baugrenze der 
Vorderhausbebauung. Damit wird ein ausreichender Abstand zwischen Vorder- und Hinterhaus 
sowie die Durchgrünung der Bebauung sichergestellt. 


Da die Baufenster die mögliche Bebauung relativ exakt vorgeben, erübrigen sich hier Festset-
zungen zur Bauweise durch Planeinschrieb.  


7.3.3 Übriges Plangebiet mit offener Bauweise  


In den Bereichen des Plangebietes, die nach dem 2. Weltkrieg errichtet wurden, sind sowohl 
die überbaubaren Flächen als auch die Bauweisen auf Grundlage der bestehenden Bauformen 
festgesetzt.  


Die straßenseitigen Baugrenzen werden mit den Zielen festgesetzt, die Vorgärten in einer Tiefe 
von 3,00 bis 5,00 m sowie die vorhandenen Baufluchten zu sichern.  


Die hinteren Baugrenzen gewährleisten, dass rückwärtige Gartenflächen in einer Tiefe von 
mindestens 5,00 m von einer Bebauung frei bleiben und damit gesichert werden. Ein weiteres 
Kriterium für die Festlegung der rückwärtigen Baugrenzen ist die Bebauungstiefe, die nicht 
mehr als 20,00 m betragen soll. Damit sind den Grundstückseigentümern ausreichende Erwei-
terungsmöglichkeiten eingeräumt. Gleichzeitig wird jedoch einer zu hohen Verdichtung im Plan-
gebiet vorgebeugt.  
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Bis auf drei Ausnahmen, Brückenstraße Nrn. 2 und 2a sowie Darmstädter Straße Nr. 86, für die 
in Orientierung am Bestand die Bauweise durch Baulinien und Baugrenzen definiert wird, ist 
überall die offene Bauweise festgesetzt. 


Dabei wird die Bauweise in mehreren Straßenzügen dahingehend konkretisiert, dass hier nur 
Einzelhäuser, Einzel- und Doppelhäuser oder nur Hausgruppen zulässig sind. Diese Ein-
schränkung ist erforderlich, um das typische Ortsbild in den jeweiligen Straßenräumen zu wah-
ren. 


7.4 Stellung der baulichen Anlagen – Hauptfirstrich tung  


Die Hauptfirstrichtung wird in den Straßenzügen Annastraße und nördliche Darmstädter Straße 
festgelegt, da hier die vorhandene stadtgestalterische Homogenität langfristig gesichert werden 
soll. 


Die der Straße zugewandten Hauptgebäude in diesen beiden Straßenzügen stehen nahezu 
ausschließlich giebelständig zum Straßenraum. Um diese Gebäudestellung auch im Falle von 
Neu- und Umbauten zu sichern, wird eine Hauptfirstrichtung senkrecht zur Straßenlängsrich-
tung festgesetzt. 


7.5 Stellplätze, Carports und Garagen mit ihren Zuf ahrten sowie Nebenanlagen 


Die Standorte von Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen bestimmen wesentlich sowohl das 
äußere Erscheinungsbild eines Gebietes als auch die Wohnqualität. Daher sind im Plangebiet 
Regelungen zur Zulässigkeit dieser Anlagen städtebaulich erforderlich. 


In den Vorgärten sind entsprechend der Stellplatzsatzung der Stadt Mörfelden-Walldorf Stell-
plätze sowie erforderliche Zufahrten auf bis zu 50 % der Flächen zulässig. Garagen und Car-
ports hingegen sind in Vorgärten nicht zulässig. Sie dürfen erst ab einer Tiefe von mindestens 
5,00 m ab der Straßenbegrenzungslinie auf dem Grundstück errichtet werden, da sie sonst 
aufgrund ihrer Massivität den Charakter der Vorgartenzonen zerstören würden.  


In den Bereichen, in denen eine Hinterhausbebauung möglich ist, dürfen die zwischen Vorder- 
und Hinterhaus liegenden Gartenzonen ebenfalls bis zu 50 % für Stellplätze, Carports, Garagen 
und Zufahrten genutzt werden, da dies zur Unterbringung der erforderlichen Stellplätze unum-
gänglich ist.  


Die rückwärtigen Gartenzonen sind von Stellplätzen, Carports, Garagen und Zufahrten gänzlich 
freizuhalten, um hier einen möglichst geringen Versiegelungsgrad und die Vernetzung der Gar-
tenbereiche zu gewährleisten.  


Soweit die rückwärtigen Gärten der privaten Baugrundstücke gleichzeitig den Ortsrand bilden, 
sind Stellplätzen, Carports, Garagen und Zufahrten ebenfalls unzulässig, da diese Anlagen am 
Ortsrand störend in Erscheinung treten würden. 


7.6 Flächen für den Gemeinbedarf 


Die bestehenden Einrichtungen Kindertagesstätte, Feuerwehr und der Bau- und Wertstoffhof 
werden als Flächen für Gemeinbedarf festgesetzt. 


7.7 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäu den 


In einem Großteil des Plangebiets sind Regelungen zur zulässigen Anzahl der Wohnungen in 
Wohngebäuden erforderlich. Die Erforderlichkeit ergibt sich aus folgenden Zielsetzungen (vgl. 
hierzu auch: Rahmenplan Mörfelden-Süd, Kapitel 6.4 „Modellhafte Ermittlung eines städtebau-
lich verträglichen Verdichtungsmaßes“, Juli 2000): 


• Im Plangebiet haben bereits unerwünschte Umstrukturierungen der städtebaulichen Eigen-
art aufgrund der Errichtung von Gebäuden mit vier und mehr Wohnungen in an sich durch 
Ein- und Zweifamilienhäuser geprägten Bereichen eingesetzt. Diesen soll künftig Einhalt 
geboten werden, um damit die typische Struktur des Plangebietes zu sichern. Damit soll 
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gleichzeitig dem Erhalt und der Schaffung von Familienheimen der Vorrang vor der Errich-
tung von Gebäuden mit zahlreichen kleinteiligen Wohnformen eingeräumt werden, um die 
Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung und familiengerechte Bauweisen zu för-
dern. 


• Da die vorhandenen öffentlichen Verkehrsflächen keinen zusätzlichen ruhenden Verkehr 
aufnehmen können, wird durch die Einschränkung der Anzahl der Wohnungen sicherge-
stellt, dass die nach Stellplatzsatzung geforderte Anzahl an Stellplätzen auf den privaten 
Baugrundstücken untergebracht werden kann und gleichzeitig genügend verfügbare Gar-
tenflächen auf den Grundstücken verbleiben. 


Je nach städtebaulicher Struktur und Zielsetzung der Stadt werden drei unterschiedliche Berei-
che definiert, in denen jeweils unterschiedliche Regelungen getroffen werden. Allen drei Rege-
lungen liegt jedoch die folgende Systematik zu Grunde: 
Regelmäßig sind in den Bereichen ein bzw. zwei Wohnungen je Wohngebäude zulässig. Aus-
nahmsweise werden je nach Bereich zwei, drei, vier bzw. sechs Wohnungen je Wohngebäude 
zugelassen, wenn das Grundstück mit nur einem Wohngebäude  bebaut ist. 


Diese Vorgehensweise findet ihre Ursache darin, dass der in § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB verwen-
dete Begriff „Wohngebäude“ nicht mit dem Begriff des „Einzelhauses“ gleichzusetzen ist. Ein 
Wohngebäude ist eine selbständig benutzbare bauliche Anlage. Merkmal der selbständigen 
Nutzbarkeit ist insbesondere der eigene Zu- und Ausgang sowie bei mehrgeschossigen Ge-
bäuden der eigene Treppenraum. Ein Einzelhaus hingegen ist ein Baukörper mit seitlichem 
Grenzabstand, der durchaus aus mehreren Wohngebäuden bestehen kann. (vgl. Fickert-
Fieseler, Kommentar zur Baunutzungsverordnung, 9. Auflage 1998, § 22, Rn. 6.1 f.) 


Das bedeutet, dass bei der Festsetzungskombination von Einzelhäusern und maximal vier 
Wohnungen pro Wohngebäude auf einem Grundstück ein Haus mit seitlichem Grenzabstand 
mit beispielsweise zwei separat nutzbaren Wohngebäuden errichtet werden darf, in denen folg-
lich jeweils vier Wohnungen zulässig sind. Somit entstehen anstelle der erwünschten vier auf 
dem Grundstück insgesamt acht Wohnungen.  


Um eine derartige Fehlentwicklung so weit wie möglich einzudämmen, wird die zulässige An-
zahl der Wohnungen in allen drei Bereichen sehr stringent auf ein bzw. zwei Wohnungen je 
Wohngebäude beschränkt. Die Zulässigkeit einer höheren Anzahl an Wohnungen ist an den 
Ausnahmetatbestand geknüpft, dass auf dem Grundstück nur ein Wohngebäude errichtet ist, 
also tatsächlich auf dem Grundstück nicht mehr als die erwünschte Anzahl an Wohnungen ent-
stehen kann. 


Nach dieser allgemeinen Erläuterung wird nun auf die drei verschiedenen Bereiche im Einzel-
nen Bezug genommen. 


Bereiche mit dem Einschrieb 1 WE 


Auf den Grundstücken an der nördlichen Darmstädter Straße  ist die Anzahl der zulässigen 
Wohnungen auf eine pro Wohngebäude beschränkt. Zwei Wohnungen sind pro Wohngebäude 
ausnahmsweise zulässig, wenn das Grundstück mit nur einem Wohngebäude bebaut ist und 
an der Straße mindestens 12 m breit ist.  


Diese Regelung ist erforderlich, um die kleinteilige Struktur dieses Bereiches zu erhalten. Mehr 
als zwei Wohnungen können innerhalb der schmalen Baukörper nicht realisiert werden, wenn 
die Wohnungen eine gewisse Wohnqualität aufweisen sollen. Außerdem sind Häuser mit mehr 
als zwei Wohnungen in diesem Bereich völlig untypisch. Aus diesen Gründen ist die Wohnform 
des Drei- und Mehrfamilienhauses hier auch künftig nicht erwünscht. 


Der Ausnahmetatbestand einer Grundstücksmindestbreite von 12,00 m liegt darin begründet, 
dass auf einem Grundstück mit zwei Wohnungen vier Stellplätze erforderlich sind. Um diese 
ohne Eingriff in die hinteren Grundstücksgärten auf dem Grundstück nachweisen zu können, 
müssen mindestens zwei Stellplätze nebeneinander angeordnet werden. Hierzu werden min-
destens 2 x 2,50 m = 5,00 m Grundstücksbreite benötigt. Zusätzlich zu einer Gebäudebreite 
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von durchschnittlich 7,00 m ergibt sich eine erforderliche Gesamtbreite von mindestens 12,00 
m.  


Weiterhin treten in einigen Bereichen im Plangebiet typischerweise sehr schmale nur etwa 6,00 
bis 10,00 m breite Grundstücke mit Reihenhäusern und verketteten Doppe lhäusern auf. 
Um die durch diese Wohnform geprägte Struktur der Bereiche zu erhalten, wird hier ebenfalls 
nur eine Wohnung pro Wohngebäude zugelassen.  


Da teilweise noch freie Baugrundstücke vorhanden sind, die nicht den typisch schmalen Zu-
schnitt, sondern recht große Grundstücksbreiten aufweisen, werden analog zum historischen 
Bereich ausnahmsweise zwei Wohnungen je Wohngebäude zugelassen, wenn das betreffende 
Grundstück neben der Bebauung mit nur einem Wohngebäude an der Straßenseite eine Breite 
von mindestens 12,00 m aufweist. 


Bereiche mit dem Einschrieb 2+1 WE 


Auf den besonders tiefen Grundstücken in der Annastraße sowie auf den Grundstücken Darm-
städter Straße Nr. 23, 25, 27, 29 und 31 wird eine Hinterhausbebauung ermöglicht. Diese 
Nachverdichtung durch Bebauung in 2. Reihe birgt die Gefahr, dass die Wohnqualität beein-
trächtigt wird, weil zu Lasten der Gärten Flächen für Stellplätze und Zufahrten versiegelt wer-
den. Außerdem könnte die homogene durch schmale Ein- und Zweifamilienhäuser geprägte 
Baustruktur gestört werden, wenn in diesem Bereich keine Regelungen bezüglich der Anzahl 
der zulässigen Wohnungen getroffen werden.  


Daher werden in den der Straße zugewandten Baufenstern maximal zwei Wohnungen pro 
Wohngebäude zugelassen, während für die hinteren Baufenster lediglich eine Wohnung je 
Wohngebäude zulässig ist. Die Baukörper im rückwärtigen Bereich können aufgrund der gerin-
gen Breite der Grundstücke und zur Wahrung ausreichender Gartenzonen ohnehin nur eine 
recht geringe Grundfläche aufweisen und dürfen aus Gründen der Raumwirkung nur einge-
schossig errichtet werden (vgl. Kap. 7.2.3). 


Da nicht jeder betroffene Grundstückseigentümer von seinem Recht Gebrauch machen will, ein 
Wohngebäude auf seinem rückwärtigen Grundstücksteil zu errichten, wird ausnahmsweise er-
möglicht, dass im der Straße zugewandten Baufenster drei Wohnungen je Wohngebäude zu-
lässig sind, wenn hier nur ein Wohngebäude errichtet ist und auf eine Hinterhausbebauung 
verzichtet wird. Zur öffentlich-rechtlichen Sicherung dieses Verzichtes ist die Eintragung einer 
Baulast in das Baulastenverzeichnis erforderlich. 


Bereiche mit dem Einschrieb 2 WE 


In überwiegenden Teilen des Plangebietes sind die Grundstücke typischerweise mit einem Ein-, 
Zwei- oder Dreifamilienhaus bebaut. Gebäude mit vier oder mehr Wohnungen sind hingegen 
untypisch. Zur Wahrung dieser städtebaulichen Struktur und zur Förderung des familiengerech-
ten Bauens sollten hier auch künftig vorzugsweise Familienheime errichtet werden. Um jedoch 
auch die Interessen der Grundstückseigentümer an einer möglichst wirtschaftlichen Ausnut-
zung ihrer Grundstücke angemessen zu berücksichtigen, wird bei besonders großen und güns-
tig geschnittenen Grundstücken eine größere Auslastung ermöglicht.  


Daher werden in Wohngebäuden regelmäßig bis zu zwei Wohnungen zugelassen, während 
ausnahmsweise drei Wohnungen pro Wohngebäude zulässig sind, wenn das Grundstück mit 
nur einem Wohngebäude bebaut ist und an der Straßenseite weniger als 20,00 m breit ist. Vier 
Wohnungen werden je Wohngebäude zugelassen, wenn das Grundstück mit nur einem Wohn-
gebäude bebaut ist, eine Größe von mindestens 500 m² aufweist und an der Straßenseite min-
destens 20,00 m breit ist. Bis zu sechs Wohnungen werden je Wohngebäude zugelassen, 
wenn das Grundstück mit nur einem Wohngebäude bebaut ist, eine Größe von mindestens 
600 m² aufweist und an der Straßenseite mindestens 25,00 m breit ist. 


Die Ausnahmetatbestände für die Zulässigkeit von vier Wohnungen liegen darin begründet, 
dass auf einem Grundstück mit vier Wohnungen sechs Stellplätze erforderlich sind. Um diese 
ohne Eingriff in die hinteren Grundstücksgärten auf dem Grundstück nachweisen zu können, 
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müssen mindestens vier Stellplätze im Vorgartenbereich nebeneinander angeordnet werden. 
Hierzu werden mindestens 4 x 2,50 m = 10,00 m Grundstücksbreite benötigt. Damit gleichzeitig 
mindestens 50 % der Grundstücksbreite als Vorgarten angelegt werden können, sind insge-
samt mindestens 20,00 m Grundstücksbreite erforderlich. Die Grundstücksgröße von mindes-
tens 500 m² wurde gewählt, weil kleinere Grundstücke unter Wahrung der Hintergärten keine 
ausreichenden Bebauungstiefen zulassen, um Gebäude mit vier Wohnungen zu errichten.  


Die Ausnahmetatbestände für die Zulässigkeit von sechs Wohnungen liegen analog dazu darin 
begründet, dass auf einem Grundstück mit sechs Wohnungen neun Stellplätze erforderlich 
sind. Um diese ohne Eingriff in die hinteren Grundstücksgärten auf dem Grundstück nachwei-
sen zu können, müssen fünf Stellplätze im Vorgartenbereich nebeneinander angeordnet wer-
den. Hierzu werden mindestens 5 x 2,50 m = 12,50 m Grundstücksbreite benötigt. Damit 
gleichzeitig mindestens 50 % der Grundstücksbreite als Vorgarten angelegt werden können, 
sind insgesamt mindestens 25,00 m Grundstücksbreite erforderlich. Die Grundstücksgröße von 
mindestens 600 m² wurde auch hier gewählt, weil kleinere Grundstücke unter Wahrung der 
Hintergärten keine ausreichenden Bebauungstiefen zulassen, um Gebäude mit sechs Woh-
nungen zu errichten.  


Mit dieser Regelung wird die Zielsetzung verfolgt, in Abhängigkeit von der Grundstücksgröße 
und –breite städtebaulich verträgliche Höchstmaße für die zulässige Anzahl der Wohnungen in 
Wohngebäuden zu bestimmen um damit letztlich die Bebauungsstruktur und die Wohnqualität 
im Plangebiet zu erhalten und zu sichern.  


Bereiche, in denen auf Regelungen zur zulässigen An zahl an Wohnungen je Wohnge-
bäude verzichtet wird 


In einigen wenigen Bereichen des Plangebietes wird auf die Festsetzung einer höchstzulässi-
gen Anzahl an Wohnungen in Wohngebäuden verzichtet, da dies hier städtebaulich nicht erfor-
derlich ist.  


Hier befinden sich Mehrfamilienhäuser mit sechs und mehr Wohnungen pro Wohngebäude. 
Die verdichteten Wohnformen sind in diesen Bereichen typisch und sollen auch künftig hier zu-
lässig sein. 


7.8 Straßenverkehrsflächen 


Die vorhandenen Straßenverkehrsflächen werden entsprechend ihrer Funktion und ihrer Ges-
taltung differenziert festgesetzt.  


Dabei werden die Hauptsammel- und Sammelstraßen: Darmstädter, Gerauer und Dieselstraße 
sowie Gärtnerweg und die Anliegerstraßen als öffentliche Verkehrsflächen festgesetzt. Ledig-
lich die Wohnstiche in der Gräfenhäuser Straße und der Darmstädter Straße werden als Ver-
kehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „verkehrsberuhigte Bereiche“ festgesetzt, da es 
sich hierbei um Erschließungsflächen handelt, die ausschließlich den Ziel- und Quellverkehr der 
durch sie erschlossenen Grundstücke aufnehmen.  


Die im Plangebiet vorhandenen unabhängigen Fuß- und Radwege werden als Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ bzw. „Fußweg“ festgesetzt. Am östlichen 
Ortsrand wird für die ordnungsgemäße Erschließung der östlich an das Plangebiet angrenzen-
den landwirtschaftlich genutzten Flächen eine Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
„Wirtschaftsweg, Fuß- und Radweg“ festgesetzt.  


7.9 Ver- und Entsorgungsflächen 


Im Plangebiet befinden sich vereinzelt Flächen mit Trafostationen. Diese werden als Versor-
gungsflächen, Zweckbestimmung „Elektrizität“ festgesetzt. 


Weiterhin befindet sich in der Mühlstraße ein Regenüberlaufbecken. Um diese Fläche zu si-
chern und eventuell erforderliche Erneuerungen und Erweiterungen zu ermöglichen, wird sie 
als Fläche für die Abwasserbeseitigung festgesetzt. Außerdem befindet sich im Gärtnerweg im 
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Bereich des öffentlichen Parkplatzes ein Pumpwerk. Da sich dieses unter der Erdoberfläche 
befindet und darüber die Nutzung „Parkplatz“ angelegt ist, kann hier keine flächenbezogene 
Festsetzung bezüglich des Pumpwerkes getroffen werden. Um dennoch auf das Pumpwerk 
aufmerksam zu machen, wird in der Planzeichnung durch ein entsprechendes Symbol darauf 
hingewiesen. 


7.10 Grünflächen 


7.10.1 Öffentliche Grünflächen 


Als öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung Kinderspielplatz werden entsprechend 
dem Bestand die drei Kinderspielplätze Am Hegbach, in der Daimlerstraße und in der Bach-
gasse festgesetzt.  


Da im Plangebiet zur Zeit ein Defizit an Kinderspielplätzen besteht (vgl. Kapitel 5.4.3), wird im 
Bebauungsplan eine weitere öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kinderspielplatz 
festgesetzt. Diese befindet sich am südlichen Ortseingang von Mörfelden, östlich der Darm-
städter Straße. Zudem wird hier eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spiel-
wiese“ festgesetzt. 


Weiterhin wird die Parkanlage zwischen Bachgasse und Gerauer Straße als öffentliche Grün-
fläche festgesetzt und diese damit langfristig als Naherholungsbereich gesichert. 


Die derzeit als Kleingärten genutzten Flächen entlang des nördlichen Uferbereiches des Ge-
räthsbaches werden entgegen ihrer derzeitigen Nutzung als öffentliche Grünflächen mit der 
Zweckbestimmung „innerörtlicher Grünzug“ festgesetzt, da die Stadt langfristig beabsichtigt, 
diese Flächen als innerörtlichen Grünzug in Verbindung mit einer Bachrenaturierung umzunut-
zen.  


Darüber hinaus werden entlang der östlichen und südlichen Plangebietsgrenze öffentliche 
Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Ortsrandeingrünung“ festgesetzt.  


Die Ortsrandeingrünung lässt einen abwechslungsreichen Ortsrand entstehen, der das Plange-
biet in die Landschaft einbindet und gleichzeitig einen Lebensraum, Rückzugsort sowie eine 
Vernetzungsstruktur für die Tier- und Pflanzenwelt darstellt. Die festgesetzte Pflanzdichte si-
chert zusammen mit den festgesetzten Mindestqualitäten eine relativ schnelle Funktionstüch-
tigkeit der Ortsrandeingrünung. 


7.10.2 Private Grünflächen 


Im Plangebiet werden verschiedene Grundstücke am Grabenweg (Flur 10, Parzellen 236 bis 
240) als private Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Gärten“ festgesetzt. Diese Grundstü-
cke sind aufgrund ihrer Lage und ihres Zuschnittes nicht bebaubar, daher als wichtige innerört-
liche Grünflächen zu sichern. 


7.11 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwi cklung von Boden, Natur und Land-
schaft 


Versickerung von Niederschlagswasser 


Die Festsetzung der Versickerung von Niederschlagswasser dient der Anreicherung des 
Grundwassers und der Vermeidung eines beschleunigten Oberflächenabflusses mit damit ver-
bundenen Abflussspitzen in Vorflutern nach Niederschlägen von befestigten und überbauten 
Flächen. Der mit der Bebauung und der Versiegelung einhergehende Eingriff in den Grund- 
und Oberflächenwasserhaushalt wird so zumindest teilweise wieder ausgeglichen. 


Aufgrund der geringen Flurabstände (Abstand Grundwasser zum Gelände) ist das planmäßige 
Versickern von gesammeltem und gefasstem nicht verunreinigtem Regenwasser und dem da-
mit verbundenem Risiko für das Grundwasser im größten Teil des Geltungsbereiches nicht 
möglich.  
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Nicht gefasstes Regenwasser, das auf der Fläche anfällt oder von einer Fläche abläuft, darf 
versickern, wenn die stofflichen Belastungen dies zulassen.  


In einem kleineren Teil, der im Südwesten des Geltungsbereiches liegt, wird der Mindestflurab-
stand eingehalten, so dass in diesem Bereich prinzipiell die Voraussetzungen für eine Versicke-
rung von nicht verunreinigtem Regenwasser gegeben sind. Durch die hohen Anforderungen an 
den Untergrund (Wasserschutzgebiet), sind in diesem Gebiet nur gering belastete dezentrale 
Versickerungsanlagen mit Oberbodenpassagen vorzusehen. Für jeden Einzelfall bleibt trotz-
dem abzuwägen, ob die stofflichen Belastungen des zu versickernden Niederschlagsabflusses 
tolerierbar sind und ob die anfallende Wassermenge auch durch die vorgesehene Anlage in 
den Untergrund eingebracht werden kann, ohne Nachbargrundstücke zu beeinflussen. Ent-
sprechende Hinweise und Regeln sind dem ATV-DVWK-Regelwerk Arbeitsblatt ATV-DVWK-A 
138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser” und 
dem Merkblatt ATV-DVWK-M 153 “Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser” 
zu entnehmen. (Siehe Anhang: „Wasserwirtschaftlichen Nachweise für den Bebauungsplan Nr. 
35.2 Wohngebiet Mörfelden-Süd", aufgestellt durch das lng.-Büro Brandt Gerdes Sitzmann im 
Februar 2005.) 


7.12 Erhaltung und Anpflanzen sowie Flächen zum Anp flanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen 


7.12.1 Mindestanforderungen an Baum-, Strauch- und sonstige Anpflanzungen 


Die festgesetzten Baumpflanzungen dienen der Durchgrünung des Plangebietes, der Erhöhung 
des Wertes für den Arten- und Biotopschutz, der Verbesserung des Kleinklimas, der Erhöhung 
des Erholungswertes und der Gliederung bzw. Strukturierung des Plangebietes. 


Um diese Ziele zügig zu erreichen, sind Mindestqualitäten für die Bäume formuliert. Die Ver-
wendung heimischer, standortgerechter Arten schafft Lebens- und Nahrungsraum für heimi-
sche Tiere auch im besiedelten Bereich. Gleichzeitig wird ein Bezug zur umgebenden Land-
schaft hergestellt. 


7.12.2 Anpflanzfestsetzungen auf den privaten Baugr undstücken 


Auf den privaten Baugrundstücken werden Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen sowie darauf vier verschiedene Arten von Anpflanzungsmaß-
nahmen festgesetzt. 


Da in den Allgemeinen Wohngebieten eine GRZ von 0,4 festgesetzt ist, die gemäß § 19 Abs. 4 
BauNVO durch die dort genannten Anlagen um maximal 50 % bis 0,6 überschritten werden 
darf, müssen grundsätzlich 40 % der Grundstücksflächen in unversiegeltem Zustand verblei-
ben. Die festgesetzten Anpflanzflächen bzw. der festgesetzte zu begrünende Anteil dieser Flä-
chen wurde so gewählt, dass in der Regel nicht mehr als 40 % der Grundstücksflächen zu be-
grünen sind. 


Mit der Festsetzung der Anpflanzflächen wird somit lediglich die Lage der unversiegelten 
Grundstücksflächen konkretisiert, mit dem Ziel, durch die Vernetzung von Gartenflächen zu ei-
ner Biotopvernetzung im Innenbereich beizutragen. Mit der Festsetzung der vorzunehmenden 
Bepflanzungen wird weiterhin sichergestellt, dass die Gartenflächen einen gewissen Wert ins-
besondere für den Arten- und Biotopschutz darstellen. 


Vorgärten „1“ 


Vorgärten stellen in weiten Teilen des Plangebietes ein typisches Element dar, das erhalten 
und weiterentwickelt werden soll. Da Vorgärten eine besondere Wirkung auf den Straßenraum 
erzielen, sind zu ihrer Gestaltung Festsetzungen zur Bepflanzung getroffen, die eine eintönige 
Gestaltung vermeiden und zudem der linearen Vernetzung der Lebensräume dienen.  
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Zwischengärten „2“ 


Da in den Bereichen, in denen eine Hinterhausbebauung ermöglicht wird, der Freiflächenanteil 
reduziert wird, soll als Teilausgleich dessen Qualität erhöht werden, ohne die gärtnerische Nut-
zung übermäßig einzuschränken. Auch zur Wahrung ausreichend großer Abstände zwischen 
Vorder- und Hinterhaus sind daher 10,00 m breite Grünstreifen vorgesehen. Diese müssen 
zwar zwangsläufig für die Zufahrten zur Hinterhausbebauung und teilweise auch für Stellplätze 
genutzt werden, sollen aber in erster Linie als bepflanzte Grünstreifen zu einer aufgelockerten 
Bebauung der Grundstücke beitragen.  


Aus diesem Grund werden Mindestmaße der Bepflanzung mit heimischen Gehölzen festge-
setzt.  


Hintergärten „3“ 


Da durch die Möglichkeiten der An- und Neubauten Gartenflächen reduziert werden, die für die 
Luftverbesserung und für die Tier- und Pflanzenwelt bedeutsam sind, sollen als Teilausgleich 
die rückwärtigen Gartenflächen in einem mindestens 5,00 m breiten Streifen gesichert und da-
mit eine Vernetzung dieser Freiflächen zu innerörtlichen Grünzügen hergestellt werden. Dessen 
Qualität soll dabei im Vergleich zum jetzigen Zustand erhöht werden. Aus diesem Grund wer-
den hier analog zu den Hintergärten „2“ Mindestmaße der Bepflanzung mit heimischen Gehöl-
zen festgesetzt.  


Ortsrandgärten „4“ 


Da einige der privaten Hintergärten den Siedlungsrand von Mörfelden bilden, werden hier ana-
log zu den öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Ortsrandeingrünung“ Anpflan-
zungsfestsetzungen getroffen, die einen abwechslungsreichen Ortsrand entstehen lassen, der 
das Plangebiet in die Landschaft einbindet und gleichzeitig einen Lebensraum, Rückzugsort 
sowie eine Vernetzungsstruktur für die Tier- und Pflanzenwelt darstellt. Die festgesetzte 
Pflanzdichte sichert zusammen mit den festgesetzten Mindestqualitäten eine relativ schnelle 
Funktionstüchtigkeit der Ortsrandeingrünung. 


7.12.3 Kletterpflanzen 


Die zu pflanzenden Kletterpflanzen tragen zur Verbesserung des Kleinklimas und des Straßen-
bildes sowie zur Schaffung einer eigenen Identität des Straßenraumes bei. Sie beeinträchtigen 
nicht die Fassadenwirkung. 


Sie sind insbesondere erforderlich, um die vorgesehene Begrünung des Straßenraumes in der 
Darmstädter Straße auch in dem Teilbereich fortzuführen, der für Baumpflanzungen aufgrund 
seines geringen Querschnittes nicht geeignet ist.    


7.12.4 Tiefgaragenbegrünung 


Die Mindeststärken des Schichtaufbaus gewährleisten einen dauerhaften Erhalt der Pflanzun-
gen. Sie sind an die FFL-Richtlinien zu Dachbegrünungen angelehnt. 


7.12.5 Erhaltung  


Die zu erhaltenden Begrünungen dienen als gliedernde und eingrünende Elemente. Durch den 
Erhalt der Bepflanzung wird der Lebensraum für Flora und Fauna sichergestellt. 


8. Begründung der bauordnungsrechtlichen Festsetzun gen 


8.1 Dachformen und Dachneigung 


Zur Wahrung des homogenen Erscheinungsbildes der Straßenzüge Annastraße und nördliche 
Darmstädter Straße und teilweise Gerauer Straße ist es erforderlich, das in diesen Bereichen 
dominierende Satteldach mit dem typischen steilen Neigungswinkel zwischen 40° und 50° ver-
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bindlich festzusetzen. Um die Grundstückseigentümer jedoch nicht zu sehr einzuschränken, gilt 
dies nur für die Hauptgebäude. Nebengebäude und Garagen können durchaus auch mit Flach- 
oder Pultdach ausgebildet werden, ohne dass hierdurch das Straßenbild beeinträchtigt wird. 


Im übrigen Plangebiet wird in Orientierung am Bestand für Hauptgebäude das geneigte Dach in 
einem Dachneigungswinkel zwischen 30° und 40° festg esetzt. Lediglich für zwei zeilenartige 
Mehrfamilienhäuser wird, ebenfalls in Orientierung am Bestand, das ansonsten untypische 
Flachdach für Hauptgebäude zugelassen.  


Zur Wahrung der typischen flachgeneigten Dächer der Hauptgebäude auf der östlichen Seite 
der Gräfenhäuser Straße (im alten Bebauungsplan war hier ein Neigungswinkel von zwingend 
25° vorgesehen) wird hier ein Neigungswinkel zwisch en 25° und 30° festgesetzt. 


Da es sich hier um ein größtenteils bereits bebautes Gebiet handelt, weisen einige der beste-
henden Gebäude andere als die festgesetzten Neigungswinkel auf. Um das harmonische Ein-
fügen von Anbauten zu gewährleisten, dürfen diese ausnahmsweise den gleichen Neigungs-
winkel einnehmen wie das bestehende Gebäude.  


8.2 Einfriedungen 


Die festgesetzten Einfriedungen der Grundstücke, die keine Vorgärten aufweisen, sollen die 
strenge räumliche Fassung der Straße sicherstellen und somit das typische Ortsbild des ge-
schlossenen Straßenraumes erhalten. Die Mindesthöhe der Einfriedungen lässt Einblicke in die 
Hofbereiche nicht zu, weshalb zu diesen keine gesonderten Gestaltungsfestsetzungen 
erforderlich sind. 


8.3 Mülltonnenabstellplätze 


Die Abschirmung von Mülltonnenabstellplätzen trägt zu einer positiven Gestaltung des Plange-
bietes bei. 


9. Begründung der Kennzeichnungen, nachrichtlichen Übernahmen, Hinweise und Empfeh-
lungen 


9.1 Flächen, deren Böden mit umweltgefährdenden Sto ffen belastet sein könnten 


Da sich auf dem derzeit unbebauten Grundstück an der Ecke Gerauer Straße/Annastraße e-
hemals eine Tankstelle befand, ist es möglich, dass auf dieser Fläche Altlasten vorhanden sind. 
Auch auf dem Grundstück des Bau- und Wertstoffhofes ist nicht auszuschließen, dass Altlasten 
anzutreffen sind.  


Daher werden diese Flächen als Altlastenverdachtsflächen gekennzeichnet.  


9.2 Hohe bzw. schwankende Grundwasserstände und Übe rschwemmungsgebiet 


Das Planungsgebiet liegt im Geltungsbereich des Grundwasser-Bewirtschaftungsplanes „Hes-
sisches Ried“ vom 09.04.1999. 
Im Rahmen der Umsetzung dieser wasserwirtschaftlichen Fachplanung sind teilweise großflä-
chige Grundwasserspiegelanhebungen beabsichtigt, die im Rahmen einer künftigen Bebauung 
zu beachten sind.  


Demzufolge ist im Plangebiet mit Nutzungseinschränkungen (z.B. Verzicht auf Unterkellerung) 
oder zusätzlichen Aufwendungen (z.B. bauliche Vorkehrungen gegen Vernässungen) zu rech-
nen. Um künftige Bauherren darauf aufmerksam zu machen, wird das gesamte Plangebiet als 
Fläche gekennzeichnet, bei deren Bebauung besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen ge-
gen Naturgewalten (hier: Grundwasser) erforderlich sind. 


Gemäß § 9 Abs. 6a BauGB sind festgesetzte Überschwemmungsgebiete nachrichtlich in den 
Bebauungsplan zu übernehmen. Noch nicht festgesetzte Überschwemmungsgebiete sind im 
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Bebauungsplan zu vermerken. Weiterhin sind Überschwemmungsgebiete nach § 13 Abs. 3 
Satz 1 HWG in Bauleitplänen zu kennzeichnen. 


Das Überschwemmungsgebiet des Hegbaches ist noch nicht festgesetzt. Es wird somit in der 
Planfassung vermerkt und in den textlichen Festsetzungen gekennzeichnet. 


Einschränkungen bei den überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich durch das Über-
schwemmungsgebiet nicht. 


9.3 Gefahr durch umfallende Bäume oder herab fallen de Baumteile 


Unmittelbar an die südliche Plangebietsgrenze schließt sich die Staatswaldabteilung 85 des 
Forstamtes Mörfelden-Walldorf an. Da die Baufenster im südliche Teil des Plangebietes inner-
halb des von Seiten des Forstes geforderten Sicherheitsabstandes von 40 m vom Wald gele-
gen sind, besteht hier eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung durch umfallende 
Bäume. 


Um die Grundstückseigentümer der betroffenen Grundstücke auf diesen Sachverhalt aufmerk-
sam zu machen und dieser Gefahr zumindest bei Neu- und Umbaumaßnahmen zu begegnen, 
werden die Flächen gekennzeichnet. Weiterhin werden hier besondere bauliche Vorkehrungen 
vorgeschlagen, die bei Neu- oder Umbaumaßnahmen Beachtung finden sollten. 


9.4 Wasserschutzgebiete 


Der Hinweis macht den oder die Bauherren darauf aufmerksam, dass durch Bebauung Ver- 
und Gebote der Wasserschutzgebietsverordnung betroffen sein können, die eine entsprechen-
de Ausnahmegenehmigung bei der zuständigen Wasserbehörde erfordern.  


9.5 Bodendenkmäler 


Dieser Hinweis beruht auf der Grundlage des Denkmalschutzgesetzes. Da im Plangebiet jeder-
zeit Bodendenkmäler entdeckt werden können, sind diese auf Grundlage von § 20 Denk-
malSchG unverzüglich den zuständigen Denkmalschutzbehörden zu melden. 


9.6 Lärmschutz 


Wie bereits erwähnt, sind im Plangebiet zum Schutz vor Lärmeinwirkungen für Aufenthaltsräu-
me in Wohnungen, für Übernachtungsräume sowie für Büroräume u.ä. passive Schallschutz-
maßnahmen erforderlich. Grundlage für die Dimensionierung der passiven Schallschutzmaß-
nahmen ist die DIN 4109, die u.a. die Schalldämm-Maße für Fenster und Außenwände angibt. 
Daher wird als Hinweis zu den passiven Lärmschutzvorkehrungen auf die DIN 4109 verwiesen. 


Die Bemessung der Luftschalldämmung ist erst im Rahmen der Genehmigungsplanung der 
Gebäude vorzunehmen. Dabei obliegt die Entscheidung, welche konkreten baulichen oder 
technischen Vorkehrungen an den einzelnen Gebäuden vorgenommen werden, dem Bauherrn. 
Im Baugenehmigungsverfahren ist ein Schallschutznachweis gemäß DIN 4109 hinsichtlich des 
Außenlärms zu führen. 


Auf den im RPS 2000 ausgewiesenen Siedlungsbeschränkungsbereich des Flughafens Frank-
furt/Main wurde bereits an anderer Stelle in dieser Begründung eingegangen (vgl. Kap. 3.2). 


9.7 Bauschutz- und Hindernisinformationsbereich des  Flughafens Frankfurt/Main 


Da sich das Plangebiet innerhalb des Bauschutzbereichs gemäß § 12 LuftVG sowie innerhalb 
des Hindernisinformationsbereichs gemäß § 18b LuftVG befindet, wird ein entsprechender 
Hinweis aufgenommen. 
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9.8 Regenwassernutzung 


Die Sammlung von Niederschlagwasser trägt zur Reduzierung des Oberflächenwasserabflus-
ses und damit zur Vermeidung von Hochwasserspitzen in Vorflutern bei. Außerdem wird mit ei-
ner ökologischen und nachhaltigen Wasserwirtschaft zur Schonung der Ressource Wasser 
beigetragen. 


10. Allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der Erfo rderlichkeit einer Umweltverträglich-
keitsprüfung  


Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ handelt es sich gemäß 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) um ein „Städtebauprojekt für 
sonstige bauliche Anlagen in einem sonstigen Gebiet“ (damit ist ein Gebiet gemeint, das nicht 
im Außenbereich nach § 35 BauGB gelegen ist). Demnach ist gemäß § 3c Abs. 1 i.V.m. Anlage 
1 Nr. 18.8 des UVPG eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls erforderlich, so weit der Be-
bauungsplan eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der BauNVO von mindes-
tens 20.000 m² festsetzt. 


Das Plangebiet hat eine Größe von etwa 34 ha. Demnach ist für das Plangebiet unzweifelhaft 
festzustellen, dass ausgehend von der für überwiegende Teile des Plangebietes festgesetzten 
GRZ von 0,4 insgesamt mehr als 20.000 m² zulässige Grundfläche festgesetzt sind.  


Im Folgenden wird anhand einer überschlägigen Prüfung festgestellt, ob durch die Aufstellung 
des Bebauungsplanes mit erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu rechnen ist und 
somit die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 


10.1 Beschreibung des Planvorhabens 


10.1.1 Standort und Umfang des Vorhabens 


Bei dem Plangebiet „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ handelt es sich um einen fast vollständig be-
bauten Bereich am südlichen Ortsrand des Stadtteils Mörfelden, für den bereits ein Bebau-
ungsplan „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ aus dem Jahr 1974 existiert.  


Da dieser Bebauungsplan jedoch aus formellen Gründen unwirksam ist, beurteilte sich die Zu-
lässigkeit von Vorhaben im Plangebiet bisher nach § 34 BauGB. 


Da der Bebauungsplan die standortbezogenen städtebaulichen Probleme im Plangebiet lösen 
soll (vgl. Kap. 1), ist eine Alternativenprüfung in diesem Fall obsolet. 


Der Geltungsbereich hat eine Fläche von etwa 340.000 m². Zieht man hiervon etwa 30 % der 
Fläche ab, die für öffentliche Straßen und Wege sowie sonstige öffentliche Flächen in An-
spruch genommen werden, so verbleiben etwa 238.000 m² private Baugrundstücke. Geht man 
nun vereinfachend von einer GRZ von 0,4 aus, so ergibt sich eine zulässige Grundfläche der 
baulichen Anlagen im Sinne von § 19 Abs. 2 BauNVO von etwa 95.200 m².  


Dazu ist allerdings anzumerken, dass diese Grundfläche bereits heute zu ganz überwiegenden 
Teilen für eine Bebauung in Anspruch genommen ist. Betrachtet man nur die noch freien Bau-
grundstücke, so lässt sich eine zulässige Grundfläche von etwa 15.000 m² ermitteln.  


10.1.2 Beschreibung der vorgesehenen Planfestsetzun gen 


Die vorgesehenen Planfestsetzungen wurden bereits in den Kapiteln 7 bis 9 erläutert. Hierauf 
wird verwiesen. 


10.2 Beschreibung und Bewertung der Umwelt und ihre r Bestandteile im Einwirkungsbereich 
des Vorhabens 


Die Beschreibung und die Bewertung der Umwelt und ihrer Bestandteile im Einwirkungsbereich 
des Vorhabens wurden bereits in Kapitel 5 ausführlich dargelegt. Hierauf wird verwiesen. 
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10.3 Beschreibung der Auswirkungen des Vorhabens un d der umweltrelevanten  
Maßnahmen 


10.3.1 Schutzgut Mensch 


Auswirkungen und Maßnahmen 


Die Auswirkungen des Bebauungsplanes „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ auf den Menschen sind 
überwiegend positiv. 


So ist im Plangebiet zwar mit Beeinträchtigungen der Wohnqualität durch Verkehrslärm zu 
rechnen (vgl. Kapitel 5.1), der durch den Bebauungsplan jedoch nicht verringert werden kann. 
Hier wird zumindest auf die Problematik hingewiesen und es werden für Außenbauteile in Auf-
enthaltsräumen mit Ausnahme von Küchen, Bädern und Arbeitsräumen Schallschutzmaßnah-
men empfohlen.  


Die Beeinträchtigungen der Wohnnutzung durch Gewerbelärm werden durch den Bebauungs-
plan verringert, da Immissionskonflikte zwischen Wohnen und gewerblichen Nutzungen lang-
fristig behoben werden. 


Die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung werden durch den Bebauungsplan positiv beeinflusst, 
da es eine wichtige Zielsetzung ist, den Bewohnern des Plangebiets zu ermöglichen, ihre Ge-
bäude durch Anbaumaßnahmen nachbarverträglich den heutigen Wohnbedüfnissen anzupas-
sen.  


Der Bebauungsplan wirkt sich weiterhin positiv auf die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung und 
dabei insbesondere auf die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung aus, weil dieser in 
bestimmten Teilbereichen die zulässige Anzahl der Wohnungen auf ein bzw. zwei pro Wohn-
gebäude beschränkt. Damit wird neben dem Ziel einer einheitlichen Strukturierung des Plange-
bietes der Bau bzw. die Erhaltung von Ein- und Zweifamilienhäusern gefördert.  


Darüber hinaus wird mit dieser Regelung die Wohnqualität im Plangebiet verbessert, da die 
Beschränkung der Wohneinheiten dazu beiträgt, die Wohndichte auf ein entsprechend den be-
stehenden Grundstücksverhältnissen verträgliches Maß anzupassen. Indirekt werden mit der 
Beschränkung der Wohneinheiten auch die erforderlichen Stellplätze und Garagen und somit 
die tatsächlich überbauten Flächen auf den privaten Baugrundstücken reduziert. Weniger 
Wohneinheiten bedeuten folglich einen höheren Anteil an verfügbaren Freiflächen auf dem 
Grundstück und damit ein „Mehr“ an Wohnqualität. 


Somit bleibt insgesamt festzuhalten, dass durch den Bebauungsplan in Bezug auf das Schutz-
gut Mensch keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 


10.3.2 Schutzgüter Flora und Fauna sowie Landschaft  


Auswirkungen und Maßnahmen 


Zwar werden im überwiegend bereits bebauten Plangebiet einzelne Baumaßnahmen auf bisher 
unbebauten Grundstücken ermöglicht, dennoch sorgen die zahlreichen Anpflanzungsfestset-
zungen dafür, dass biotopwirksame Strukturen angelegt bzw. erhalten werden, wie Grünanla-
gen, Ortsrandeingrünung und Hausgärten. Weiterhin sind die Anpflanzflächen so gewählt, dass 
biotopwirksame Strukturen miteinander vernetzt und eine Anbindung an die freie Landschaft 
hergestellt werden. 


Somit sind die negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter Flora, Fauna und Landschaft als 
sehr gering einzustufen. 


10.3.3 Schutzgut Boden 


Auswirkungen und Maßnahmen  


Durch die dichte Bebauung und intensive Oberflächenbefestigung im Plangebiet war das Bo-
denpotential bereits vor Aufstellung des Bebauungsplanes stark beeinträchtigt.  
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Um hier eine Verbesserung zu erreichen, ist im Bebauungsplan vorgesehen, dass auf den pri-
vaten Baugrundstücken für private Erschließungsflächen wie Zuwege und Zufahrten sowie 
Stellplätze wasserdurchlässige Beläge zu verwenden sind, damit das hier anfallende Nieder-
schlagswasser zumindest teilweise versickern kann. Erreicht werden kann dies durch die Ver-
wendung von Materialien wie zum Beispiel einer wassergebundenen Decke, Kies oder einem 
Öko-Pflaster. 


Außerdem werden künftig auf einigen bisher fast vollständig versiegelten Grundstücken durch 
die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen sowie der Grundflächenzahlen Entsie-
gelungsmaßnahmen stattfinden müssen. 


Daher sind die Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Boden als nicht erheblich zu beurteilen. 


10.3.4 Schutzgut Wasser 


Auswirkungen und Maßnahmen 


Durch die mögliche Nachverdichtung im Plangebiet kommt es zu einer weiteren Abnahme der 
versickerungsfähigen Flächen und somit zur Verringerung der Grundwasserneubildung. Durch 
den erhöhten Oberflächenabfluss in die Kanalisation kommt es außerdem zu einer zusätzliche 
Belastung der Vorfluter. 


Diese Auswirkungen werden minimiert durch die Empfehlung zur Sammlung und Weiterver-
wendung von Niederschlagswasser der Dachflächen als Brauchwasser, durch die Verpflichtung 
zur Versickerung der anfallenden Niederschläge und durch die Minimierung der Versiegelung 
und des Versiegelungsgrades.  


Somit sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser nicht erheblich. 


10.3.5 Schutzgüter Luft und Klima 


Auswirkungen und Maßnahmen  


Durch die Nachverdichtungsmöglichkeiten werden Emissionen aus zusätzlichen Heizungsanla-
gen austreten und es wird mit einer Erhöhung des Verkehrsaufkommens zu rechnen sein, was 
wiederum zu einer Beeinträchtigung der Luftqualität führen wird. 


Die zusätzlichen Bebauungsmöglichkeiten werden tendenziell zu einer Erwärmung des Lokal-
klimas und zur Abnahme der Luftfeuchtigkeit und damit zu einer Verschlechterung des Lokal-
klimas führen.  


Da das Plangebiet aber bereits zu ganz überwiegenden Teilen bebaut ist und die Durchgrü-
nung der Freiräume und die Verwendung von Teilversiegelungen festgesetzt sind, sind die ne-
gativen Umweltauswirkungen nicht erheblich. 


10.3.6 Schutzgüter Kultur- und sonstige Sachgüter 


Der Bebauungsplan wirkt sich positiv auf das Ortsbild aus. Dieser beschränkt nämlich die Mög-
lichkeiten der Nachverdichtung auf ein städtebaulich verträgliches Maß. Insbesondere durch die 
Festlegung von maximalen First- und Außenwandhöhen und überbaubaren Grundstücksflä-
chen wird gewährleistet, dass sich An-, Um- und Neubauten in das Ortsbild einfügen. 


Außerdem werden vorhandene Gestaltwerte gesichert. Insbesondere der historische Alt-
ortbereich wird durch die Festsetzung von Baulinien, Dachneigungswinkeln, maximalen First- 
und Außenwandhöhen in seinem homogenen Erscheinungsbild bewahrt. 


Nicht zuletzt tragen auch die zahlreichen Regelungen zur Erhaltung und Schaffung von Grün-
zonen dazu bei, dass sich der Gestaltwert des Ortsbildes im Plangebiet nicht negativ verändert. 


Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich mit der Aufstellung des Bebauungs-
planes „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ das Ortsbild zwar aufgrund der Möglichkeiten zur Nach-
verdichtung verändern wird. Diese Veränderungen sind jedoch als positiv zu bewerten, da die 
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Festsetzungen des Bebauungsplanes gewährleisten, dass sich An-, Um- und Neubauten städ-
tebaulich einfügen und darüber hinaus vorhandene Gestaltwerte gesichert werden. 


10.4 Ergebnis 


Die oben dargelegten Ausführungen über die Auswirkungen des Bebauungsplanes auf die 
Schutzgüter zeigen, dass die zu erwartenden negativen Umweltauswirkungen auf die Schutz-
güter als nicht erheblich zu bewerten sind, also keine Umweltverträglichkeitsprüfung i.S.d. 
UVPG erforderlich ist. 


11. Eingriffsregelung nach dem BauGB 


Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB sind in der bauleitplanerischen Abwägung die Vermeidung 
und der Ausgleich zu erwartender Eingriffe in Natur und Landschaft einzustellen.  


Der § 1a Abs. 3 letzter Satz BauGB besagt in diesem Zusammenhang, dass in Gebieten, in 
denen bereits vor der planerischen Entscheidung Eingriffe zulässig waren, ein Ausgleich nur für 
solche Eingriffe erforderlich ist, die nicht bereits vor der planerischen Entscheidung zulässig 
waren. 


Das bedeutet, dass in dem im Innenbereich gelegenen Plangebiet, in dem bereits vor Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Baurecht bestand, also Eingriffe zulässig waren, zu prüfen ist, ob 
durch den Bebauungsplan zusätzliche Eingriffe ermöglicht werden. Nur für zusätzliche Eingriffe 
ist die Berücksichtigung der Eingriffsregelung in der Abwägung erforderlich. 


Zuvor wird jedoch dargelegt, dass grundsätzlich das Erfordernis zur Aufstellung des Bebau-
ungsplanes besteht. 


11.1 Nachweis der städtebaulichen Erforderlichkeit des Bebauungsplanes 


An der Verwirklichung des Bebauungsplanes „Wohngebiet Mörfelden-Süd“ besteht ein öffentli-
ches Interesse, da die bestehenden teilweise historischen Gebäude einem merkbaren Nach-
verdichtungsdruck bezüglich der baulichen Ausgestaltung unterliegen. Dieser hängt mit dem 
hohen Siedlungsdruck zusammen, der in der Stadt Mörfelden-Walldorf herrscht, da sich diese 
im Ballungsraum Rhein-Main und dabei in direkter Nähe zu einem großen Arbeitgeber der Re-
gion, dem Flughafen Frankfurt befindet. 


Dieser potentielle Nachverdichtungsdruck, dem insbesondere die historischen Gebäude unter-
liegen, soll unter Wahrung von bestehenden stadträumlichen Qualitäten durch entsprechende 
Festsetzungsmöglichkeiten verträglich aufgefangen werden. Darüber hinaus besteht das Be-
dürfnis, auf den mitunter sehr großen Grundstücken, auf denen zum Teil bereits auf den rück-
wärtigen Grundstücksteilen Nachverdichtungen stattgefunden haben, diese in geordnete städ-
tebauliche Bahnen zu lenken. 


Damit besteht das Erfordernis zur Aufstellung des Bebauungsplanes.  


Zu erwähnen ist auch, dass durch die geplante Verdichtung im Innenbereich die Bodenschutz-
klausel des § 1a Abs. 2 BauGB und die Forderung des Regionalplanes Südhessen (Innen- vor 
Außenentwicklung) umgesetzt werden, indem die Möglichkeiten der innerörtlichen Entwicklung 
gegenüber der Neuausweisung von Bauflächen genutzt werden.  


11.2 Gegenüberstellung der zulässigen Eingriffe vor  und nach der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes 


Für die Verdichtungsmöglichkeiten werden im Bebauungsplan überbaubare Flächen ausgewie-
sen, die sich eng an der bestehenden Bebauungsstruktur orientieren. Mit den festgesetzten 
überbaubaren Grundstücksflächen werden lediglich Baumöglichkeiten aufgezeigt, die nach 
§ 34 BauGB ohnehin zulässig wären. Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans wird somit 
die Zulässigkeit von Vorhaben im Sinne der Einfügungserfordernisse nach § 34 lediglich kon-
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kretisiert. Zusätzliche, über die nach § 34 BauGB zulässigen Bebauungsmöglichkeiten hinaus-
gehende Möglichkeiten werden nicht geschaffen.  


Dies ist auch durch die Festsetzung einer GRZ sichergestellt. Die festgesetzte Ausnutzungszif-
fer entspricht weitgehend der bestehenden Bebauungsdichte. Ein Bauvorhaben, welches die-
sen Dichtewert einhält, wäre auch nach § 34 BauGB zulässig gewesen. 


Durch die Zielsetzung, die Zulässigkeitskriterien nach § 34 BauGB durch die Festsetzungen 
des Bebauungsplans zu konkretisieren und keine zusätzlichen Bebauungsmöglichkeiten zu er-
öffnen, wird dem Ziel, Eingriffe in den Naturhaushalt zu vermeiden, Rechnung getragen. 


Eine wichtige Zielsetzung des Bebauungsplanes ist ferner die Sicherung sowie die Vernetzung 
der privaten Gartenflächen und sonstigen Grünanlagen. Diesem Ziel wird durch die Freihaltung 
der Gartenzonen vor Bebauung und der Festsetzung privater und öffentlicher Grünflächen 
Rechnung getragen. Mit der Ausweisung dieser Freiflächen als nicht überbaubare Garten- bzw. 
Grünflächen wird die Vermeidung von Eingriffen rechtlich fixiert. 


Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass es sich bei dem Plangebiet um ein fast vollständig bebau-
tes Gebiet im Innenbereich handelt, in dem, festgesetzt durch den Bebauungsplan, ausschließ-
lich Eingriffe stattfinden, die bereits vor der planerischen Entscheidung zulässig waren. Das be-
deutet, dass kein gesetzliches Erfordernis besteht, die Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 
BauGB in die Abwägung einzustellen. Unabhängig davon werden im Bebauungsplan verschie-
dene Maßnahmen ergriffen, um negative Eingriffsfolgen zu minimieren bzw. auszugleichen. 
Diese werden im Folgenden kurz dargelegt.   


11.3 Minimierung negativer Eingriffsfolgen 


Wie oben dargelegt, bereitet der Bebauungsplan keine Eingriffe in den Naturhaushalt vor, die 
nicht bereits vor der planerischen Entscheidung nach § 34 BauGB zulässig gewesen wären. 
Gegenüber dem tatsächlichen Bestand werden aufgrund des Bebauungsplanes aber zusätzli-
che Baumöglichkeiten geschaffen. Um diese Eingriffe so gering wie möglich zu halten, werden 
im Bebauungsplan die folgenden Festsetzungen getroffen: 


• Minimierung der überbauten Flächen durch die Festsetzung der überbaubaren, und damit 
auch der nicht überbaubaren Grundstücksflächen, 


• Nutzungsorientierte Minimierung der versiegelten Flächen durch die Festsetzung von was-
serdurchlässigen Bodenbelägen, 


• Reduzierung des Oberflächenabflusses und damit der Hochwasserspitzen durch die Fest-
setzungen zur Regenwasserversickerung und zur Brauchwassernutzung. 


11.4 Ausgleich unvermeidbarer Beeinträchtigungen un d Verluste 


Auch wenn rein rechtlich nicht das Erfordernis besteht, die durch den Bebauungsplan ermög-
lichten Eingriffe auszugleichen, wird dennoch durch folgende Festsetzungen im Hinblick auf die 
Belange von Natur und Landschaft eine Aufwertung des Plangebietes und damit ein Ausgleich 
für Eingriffe bezogen auf den Bestand erreicht: 


• Aufwertung der Grünstrukturen als Trittsteinbiotope, als Durchlüftungsbahnen und als be-
deutsame Flächen für die Frischluftproduktion durch die umfangreichen Festsetzungen zur 
Neupflanzung der Gärten unter Verwendung von heimischen standortgerechten Pflanzen, 


• Schaffung eines reich strukturierten Ortsrandes durch entsprechende Anpflanzfestsetzun-
gen auf den privaten Grundstücken bzw. durch die Festsetzung öffentlicher zu bepflanzen-
der Grünflächen, 


• Schaffung zusätzlicher Spielmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche durch die Festset-
zung einer öffentlichen Grünanlage für einen Kinderspielplatz und einen Bolzplatz, 
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• Luftverbesserung und Reduzierung der Überwärmung sowie Erhöhung der Aufenthaltsqua-
lität durch die Festsetzungen zur Durchgrünung des Straßenraumes und zur Fassadenbe-
grünung, 


• Langfristige Entsiegelung verschiedener bisher total versiegelter Grundstücke durch die 
Festsetzung der Grundflächenzahl. 


Eine Gegenüberstellung von Eingriffen und Ausgleichsmaßnahmen in argumentativer Form 
und in Form einer numerischen Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung ist nicht erforderlich, da, wie 
bereits dargelegt wurde, durch den Bebauungsplan keine zusätzlichen „Baurechte“ geschaffen 
werden. Daher wird auch auf eine Bestandsaufnahme der vorhandenen Vegetation verzichtet.  
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Anhang: 
Wasserwirtschaftliche Nachweise für den Bebauungsplan Nr. 35.2 Wohngebiet Mörfelden-Süd", lng.-
Büro Brandt Gerdes Sitzmann, Darmstadt, Februar 2005 
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I. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 Ab s. 1 BauGB i.V.m. der 
BauNVO 


1. Art der baulichen Nutzung  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 


1.1 Allgemeines Wohngebiet mit Nutzungseinschränkun gen WA/N (§ 4 BauNVO) 


Allgemein zulässig sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO: 


− Wohngebäude, 


− die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 


− Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche, soziale und sportliche Zwecke. 


Ausnahmsweise zulässig sind gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO: 


− Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 


− sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 


− Anlagen für Verwaltungen. 


Nicht zulässig sind gemäß § 4 Abs. 3 i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO 


− Gartenbaubetriebe, 


− Tankstellen. 


1.2 Mischgebiet mit Nutzungseinschränkung MI/N (§ 6  BauNVO) 


Allgemein zulässig sind gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO: 


− Wohngebäude, 


− Geschäfts- und Bürogebäude, 


− Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, 


− sonstige Gewerbebetriebe, 


− Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke. 


Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO: 


− Gartenbaubetriebe, 


− Tankstellen, 


− Vergnügungsstätten. 


2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO) 


2.1 Anzahl der zulässigen Vollgeschosse (§ 20 BauNV O) 


So weit im Plangebiet zwingend zwei Vollgeschosse festgesetzt sind, kann hiervon fol-
gende Ausnahme zugelassen werden: 


Ab einer Bebauungstiefe von 7,00 m, gemessen von der Straßenbegrenzungslinie, ist als 
Ausnahme nur ein Vollgeschoss zulässig, wenn bis zu dieser Bebauungstiefe ein zweige-
schossiges straßenseitiges Gebäude entsprechend den Festsetzungen des Bebauungs-
planes errichtet ist.  
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2.2 Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 3 und § 1 8 Abs. 1 BauNVO) 


2.2.1 Außenwandhöhen 


Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gelten die in der Tabelle auf der Planzeich-
nung festgelegten Höhenbeschränkungen für die Außenwandhöhen. 


Als maximal zulässige Außenwandhöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zur 
Schnittkante der Außenwand mit der Dachhaut (an der Traufseite der Gebäude mit ge-
neigtem Dach) oder bis zum oberen Abschluss der Wand (bei Gebäuden mit Flachdach 
z. B. Dachaufkantungen). 


2.2.2 Firsthöhen 


Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gelten die in der Tabelle auf der Planzeich-
nung festgelegten Höhenbeschränkungen für die Firsthöhen. 


Als maximal zulässige Firsthöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zum höchsten 
Punkt der Oberkante Dachhaut des Sattel- bzw. Pultdaches. Schornsteine und Antennen 
bleiben hierbei unberücksichtigt.  


2.2.3 Höhenbezugspunkt und festgelegte Geländeoberf läche 


Höhenbezugspunkt und festgelegte Geländeoberfläche für die Festsetzungen zur Höhe 
baulicher Anlagen ist jeweils die Oberkante der Erschließungsstraße in der Mitte der fest-
gesetzten überbaubaren Grundstücksfläche (Baufenster). 


2.3 Zulässige Geschossfläche bei Tiefgaragen (§ 21a  Abs. 5 BauNVO) 


Die zulässige Geschossfläche darf um die Flächen notwendiger Garagen, die unter der 
Geländeoberfläche hergestellt werden, erhöht werden. 


3. Bauweise  (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 


3.1 Geschlossene Bauweise „g“ 


Innerhalb der als geschlossene Bauweise „g“ festgesetzten überbaubaren Grundstücks-
flächen sind Gebäude in geschlossener Bauweise d.h. ohne seitliche Abstandsfläche un-
mittelbar an den seitlichen Nachbargrenzen zu errichten.  


Als Ausnahme kann an einer der beiden seitlichen Nachbargrenzen auf die Grenzbebau-
ung verzichtet werden, wenn zur Nutzung oder Erschließung der rückwärtigen Grund-
stücksbereiche eine Zuwegung notwendig ist. 


4. Überschreitung der festgesetzten überbaubaren Gr undstücksflächen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 2 Satz 3 u nd Abs. 3 Satz 3 BauNVO) 


Eine Überschreitung der Baugrenzen und Baulinien durch Wintergärten, Balkone, Log-
gien, Terrassen, Veranden und Außentreppen kann ausnahmsweise bis zu einer Tiefe 
von 3,00 m zugelassen werden. 
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5. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garage n mit ihren Einfahrten  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12 Abs. 6 und 14 BauNVO) 


5.1 Stellplätze, Carports und Garagen mit ihren Ein fahrten 


Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Stellplätze, Carports, Garagen sowie er-
forderliche Zufahrten sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig, so weit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 


In den mit den Ziffern „1“ bis „4“ festgesetzten „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ sind Stellplätze, Carports, Garagen sowie er-
forderliche Zufahrten wie folgt zulässig: 


Auf den mit „1“ festgesetzten Flächen dürfen Stellplätze und erforderliche Zufahrten ma-
ximal 50 % der Flächen einnehmen. Garagen und Carports sind nicht zulässig. 


Auf den mit „2“ festgesetzten Flächen dürfen Stellplätze, Carports, Garagen und erforder-
liche Zufahrten maximal 50 % der Flächen einnehmen.  


Auf den mit „3“ und „4“ festgesetzten Flächen sind Stellplätze, Carports, Garagen und er-
forderliche Zufahrten nicht zulässig.  


5.2 Doppelstock-Parkanlagen 


Doppelstock-Parkanlagen dürfen nur als geschlossene Garagen ausgeführt werden. 


5.3 Tiefgaragen 


Tiefgaragen dürfen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen errichtet wer-
den, wenn sie zur rückwärtigen Grundstücksgrenze einen Abstand von mindestens 
5,00 m einhalten. Hinsichtlich der Begrünung der Tiefgaragen wird auf die Festsetzung 
Nr. 8.8 verwiesen.  


5.4 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 


Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 
Abs. 1 BauNVO nur eingeschränkt zulässig: 


Zulässig sind Nebenanlagen zur Gartengestaltung und –bewirtschaftung sowie Anlagen 
zur Kleintierhaltung; die Größe dieser Anlagen ist auf 30 cbm Bruttorauminhalt begrenzt. 
Zulässig sind auch Nebenanlagen zur Gartengestaltung wie Pergolen und Lauben. 
Aufenthaltsräume, Toiletten oder Feuerstätten sind in den Nebenanlagen nicht zulässig. 


Die der Versorgung und Entsorgung des Gebietes dienenden Nebenanlagen gemäß § 14 
Abs. 2 BauNVO sind uneingeschränkt zulässig. 


6. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäud en (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 


In den Bereichen, die mit dem Einschrieb „1 WE“  gekennzeichnet sind, ist in Wohnge-
bäuden nicht mehr als eine Wohnung zulässig.  
Hiervon ist folgende Ausnahme zulässig: 
Ausnahmsweise sind bis zu zwei Wohnungen je Wohngebäude zulässig, wenn das Bau-
grundstück mit nur einem Wohngebäude bebaut ist und an der Straßenseite eine Breite 
von mindestens 12,00 m aufweist.  


In den Bereichen, die mit dem Einschrieb „2+1 WE“  gekennzeichnet sind, sind in den 
straßenseitig festgesetzten Baufenstern in Wohngebäuden nicht mehr als zwei Wohnun-
gen zulässig, in den rückwärtigen Baufenstern ist nicht mehr als eine Wohnung je Wohn-
gebäude zulässig. 
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Hiervon ist folgende Ausnahme zulässig: 
Ausnahmsweise sind in den straßenseitig festgesetzten Baufenstern bis zu drei Wohnun-
gen je Wohngebäude zulässig, wenn das Grundstück innerhalb dieses Baufensters mit 
nur einem Wohngebäude bebaut ist und die rückwärtigen Baufenster von einer Bebauung 
frei bleiben. Der Verzicht auf die rückwärtige Bebauung ist dabei öffentlich-rechtlich durch 
Eintragung einer Baulast in das Baulastenverzeichnis zu sichern. 


In den Bereichen, die mit dem Einschrieb „2 WE“  gekennzeichnet sind, sind in Wohnge-
bäuden nicht mehr als zwei Wohnungen zulässig.  
Hiervon sind folgende Ausnahmen zulässig: 
Ausnahmsweise sind bis zu drei Wohnungen je Wohngebäude zulässig, wenn das Bau-
grundstück mit nur einem Wohngebäude bebaut ist und an der Straßenseite weniger als 
20,00 m breit ist. 
Ausnahmsweise sind bis zu vier Wohnungen je Wohngebäude zulässig, wenn das Bau-
grundstück mit nur einem Wohngebäude bebaut ist, eine Größe von mindestens 500 m² 
aufweist und an der Straßenseite mindestens 20,00 m breit ist. 
Ausnahmsweise sind bis zu sechs Wohnungen je Wohngebäude zulässig, wenn das 
Baugrundstück mit nur einem Wohngebäude bebaut ist, eine Größe von mindestens 
600 m² aufweist und an der Straßenseite mindestens 25,00 m breit ist. 


7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick lung von Boden, Natur und 
Landschaft  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 


7.1 Versickerung von Niederschlagswasser der Baugru ndstücke 


Befestigte, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke sind als teilversiegelte Flächen 
herzustellen. Als Teilversiegelung sind Pflasterbeläge mit einem Fugenanteil von mindes-
tens 20 % oder wassergebundene Wegedecken zulässig (z.B.: Rasenpflaster, Rasengit-
tersteine, Schotterrasen, Befestigung nur von Fahrspuren bei Zufahrten und Stellplätzen).  


Auf Baugrundstücken anfallendes, nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser 
der privaten befestigten Nebenanlagen wie Stellplätze, Zufahrten, Zuwege und Terrassen 
ist oberflächennah unter Berücksichtigung des Arbeitsblattes A 138 der ATV-DVWK, zu 
versickern. Die Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten und Zuwegen muss wasserdurch-
lässig, z.B. mit Schotterrasen, Rasengittersteinen, usw. erfolgen. Das auf diesen Flächen 
anfallende Niederschlagswasser darf nicht gesammelt und konzentriert zum Abfluss ge-
bracht werden. 


Weiterhin kann auf den im Bebauungsplan entsprechend gekennzeichneten, nicht ge-
werblich genutzten Privatgrundstücken eine Versickerung von nicht schädlich verunreinig-
tem Niederschlagswasser unter Berücksichtigung des Arbeitsblatts A 138 der ATV-
DVWK erfolgen. 
Auf gewerblich genutzten Grundstücken ist eine Versickerung von Niederschlagswasser 
nur mit Erlaubnis der zuständigen Wasserbehörde zulässig. 


Hinweis:  
Zur Sammlung und Verwendung von Niederschlagswasser der Dachflächen siehe Hin-
weis Nr. 20. 


7.2 Versickerung von Niederschlagswasser der öffent lichen Flächen 


Fuß- und Radwege sowie Befestigungen in öffentlichen Grünflächen sind wasserdurch-
lässig herzustellen durch die Verwendung von wasserdurchlässigen Belägen oder von 
Pflasterbelägen mit einem Fugenanteil von mindestens 20 %. 


Auf öffentlichen Grünflächen anfallendes überschüssiges Niederschlagswasser ist inner-
halb der öffentlichen Grünfläche zu versickern. 
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8. Erhaltung und Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 


8.1 Mindestanforderungen an Baum-, Strauch- und son stige Anpflanzungen 


Für alle nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB zu pflanzenden Bäume und Sträucher werden 
folgende Mindestanforderungen festgesetzt: 


Bäume: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 14-16 cm 


Bäume 1. Ordnung: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm 


Sträucher: 2 x verpflanzt, Größe 60-100 cm. 


Zu verwenden sind heimische, standortgerechte Laubarten oder Obstbaumhochstämme. 


8.2 Öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung  „Ortsrandeingrünung“ 


Die öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Ortsrandeingrünung“ – mit Aus-
nahme der Flurstücke 726 und 748 - sind wie folgt anzulegen: 


− Mindestens 50 % der Flächen sind als flächige Gehölzpflanzungen aus Bäumen, 
Heistern und Sträuchern herzustellen. 


− Bäume 1. Ordnung sind nicht zulässig. 


− Am südlichen Ortsrand sind nur Gehölze bis zu einer arttypisch maximal erreichbaren 
Kronenhöhe von 10 m zulässig.  


− Nicht mit Gehölzen bepflanzte Flächen sind als extensive Wiese durch eine kräuterrei-
che Ansaat oder als Hochstaudenflur zu entwickeln. 


Die öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Ortsrandeingrünung“ (Flurstücke 
726 und 748) sind, unter Beachtung der Schutzstreifen der Ver- und Entsorgungsleitun-
gen, wie folgt anzulegen: 


− Die Flächen sind als extensive Wiese durch eine kräuterreiche Ansaat oder als Hoch-
staudenflur zu entwickeln. 


− Maximal 10 % der Flächen dürfen als flächige Gehölzpflanzungen aus Sträucher mit 
einer Endwuchshöhe von maximal 3,00 m hergestellt werden. 


8.3 Vorgärten „1“ 


Die mit „1“ festgesetzten "Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen" sind zu mindestens 30 % wie folgt gärtnerisch anzulegen und dauer-
haft zu unterhalten:  


Pro 15 lfd. Meter Vorgartenzone ist mindestens ein Laubbaum oder ein als Hochstamm 
gezogener Großstrauch zu pflanzen. Zulässig sind auch nicht heimische Arten. Vorhan-
dene Bepflanzungen sind hierbei anzurechnen. 


Zufahrten und Stellplätze sind in den mit „1“ festgesetzten Grundstücksflächen auf maxi-
mal 50 % der Fläche zulässig. Hinsichtlich der zu verwendenden Bodenbeläge wird auf 
Festsetzung Nr. 7.1 verwiesen. 


8.4 Zwischengärten „2“ 


Die mit „2“ festgesetzten "Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen" sind zu mindestens 50 % wie folgt gärtnerisch anzulegen und dauer-
haft zu unterhalten:  
Mindestens 50 % dieser so zu bepflanzenden Flächen sind mit freiwachsenden Bäumen, 
Heistern oder Sträuchern zu bepflanzen. Vorhandene Bepflanzungen sind hierbei anzu-
rechnen. 
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Terrassen und Nebenanlagen, erforderliche Zufahrten und Zuwege, Stellplätze, Carports 
und Garagen sind auf maximal 50 % der mit „2“ festgesetzten Grundstücksfläche zuläs-
sig.  


Abgängige Bäume sind durch Laubbäume oder Obstbaumhochstämme zu ersetzen. 


8.5 Hintergärten „3“ 


Die mit „3“ festgesetzten "Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen" sind zu mindestens 75 % zusammenhängend wie folgt gärtnerisch 
anzulegen und dauerhaft zu unterhalten:  


Pro 150 qm der mit „3“ festgesetzten Grundstücksfläche sind mindestens ein Laubbaum 
oder mindestens 5 freiwachsende, mindestens mittelhohe Sträucher zu pflanzen.  


Terrassen und Nebenanlagen sind auf maximal 25 % der mit „3“ festgesetzten Grund-
stücksflächen zulässig. Zufahrten, Stellplätze, Carports und Garagen sind nicht zulässig.  


Abgängige Bäume sind durch Laubbäume oder Obstbaumhochstämme zu ersetzen. 


8.6 Ortsrandgärten „4“ 


Die mit „4“ festgesetzten "Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen" sind wie folgt anzulegen: 


Mindestens 50 % der Flächen sind als flächige Gehölzpflanzungen aus Bäumen, Heistern 
und Sträuchern herzustellen. 


Bäume 1. Ordnung sind nicht zulässig. 


Terrassen und Nebenanlagen sind auf maximal 25 % der mit „4“ festgesetzten Grund-
stücksflächen zulässig. Zufahrten, Stellplätze, Carports und Garagen sind nicht zulässig.  


8.7 Kletterpflanzen 


In der Darmstädter Straße ist an jedem an der Straßenbegrenzungslinie errichtetem 
Hauptgebäude straßenseitig mindestens eine ausdauernde Kletterpflanze zu pflanzen. 


8.8 Tiefgaragenbegrünungen 


Die nicht überbauten Flächen der Tiefgaragen sind zu mindestens 70 % intensiv zu be-
pflanzen. Die Vegetationsschichtdicke von Tiefgaragenbegrünungen muss dabei mindes-
tens 50 cm betragen. 


8.9 Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträucher n und sonstigen Bepflanzungen  


Auf der im Plan als „Fläche zur Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen“ festgesetzten privaten Grundstücksflächen sind Bäume und Sträucher dau-
erhaft zu erhalten.  


Beschädigte Gehölze sind fachgerecht zu behandeln. 


Abgängige Gehölze sind durch heimische, standortgerechte Arten der gleichen Wuchs-
ordnung zu ersetzen. 
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II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 A bs. 4 BauGB i.V.m. § 81 
Abs. 1 und 4 HBO 


9. Dachform  (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 


Hauptgebäude sind nur mit geneigten Dächern zulässig, es sei denn, in der Tabelle zur 
Planzeichnung ist durch Einschrieb etwas anders festgesetzt. 


In den Bereichen, die durch den Einschrieb „Satteldach“ gekennzeichnet sind, sind auf 
den Hauptgebäuden nur Dächer zulässig, die keinen geneigten Giebel aufweisen; in ir-
gend einer Form abgewalmte Dächer und auch Tonnendächer sind hier nicht zulässig. 


10. Dachneigung  (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 


Die zulässigen Dachneigungswinkel sind der Tabelle zur Planzeichnung zu entnehmen. 


Wenn an ein bereits vor Inkrafttreten des Bebauungsplanes errichtetes Gebäude, das ei-
ne nicht den festgesetzten Neigungswinkeln entsprechende Dachneigung aufweist, an-
gebaut werden soll, so darf der Anbau ausnahmsweise den gleichen Dachneigungswinkel 
einnehmen, wie das bereits bestehende Gebäude. 


11. Einfriedungen  (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 


Im gesamten Plangebiet ist ein seitlicher Sichtschutz in Holz oder Mauerwerk bis zu einer 
Höhe von 2,00 m und bis zu einer maximalen Tiefe von 5,00 m ab rückwärtiger Gebäu-
dekante zulässig. Bauliche Anlagen sind dauerhaft mit Kletterpflanzen zu beranken.  
Diese Festsetzung gilt auch für Einfriedungen auf den seitlichen Grundstücksgrenzen.  


12. Mülltonnenabstellplätze  (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 


Mülltonnenabstellplätze sind gegen Einblicke abzuschirmen. Sie sind möglichst in Bautei-
le einzubeziehen oder durch Hecken abzupflanzen und so anzuordnen, daß Entsorgungs-
fahrzeuge nicht rückwärts fahren müssen. 
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III. Kennzeichnungen gemäß § 9 Abs. 5 BauGB 


13. Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefähr deten Stoffen belastet sind  
(§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)  


Auf den in der Planzeichnung gekennzeichneten Grundstücken ist mit einer Belastung 
des Bodens mit umweltgefährdenden Stoffen zu rechnen. 


Vor einer Neubebauung oder Umsetzung der festgesetzten Rückhaltung und Versicke-
rung von Niederschlagswasser ist eine Erkundung des Bodens und ggf. die Durchführung 
entsprechender Sanierungsmaßnahmen zur Abwehr gesundheitlicher Schäden erforder-
lich. Bei Erdarbeiten ist die Abteilung Umwelt Darmstadt beim Regierungspräsidium 
Darmstadt hinzuzuziehen.  


14. Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sich erungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten erforderlich sind (hier: hohe bzw. sc hwankende Grundwasserstände 
und Überschwemmungsgebiet)  (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB) 


Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Grundwasser-Bewirtschaftungsplanes Hes-
sisches Ried. Im Rahmen der Umsetzung dieser wasserwirtschaftlichen Fachplanung 
sind teilweise großflächige Grundwasserspiegelanhebungen beabsichtigt, die im Rahmen 
einer künftigen Bebauung zu beachten sind. Maßgeblich sind dabei jeweils die langjähri-
gen Messstellenaufzeichnungen des Grundwasserdienstes und speziell die Richtwerte 
der Referenzmessstellen des Grundwasser-Bewirtschaftungsplanes zu berücksichtigen. 


Der Grundwasser-Bewirtschaftungsplan Hessisches Ried wurde mit Datum vom 
09.04.1999 gemäß §§ 118,119 HWG festgestellt und im Staatsanzeiger der Landes Hes-
sen vom 24.05.1999, Nr. 21, S.1659-1747 veröffentlicht.  


Demzufolge ist in einigen Planungsgebieten mit Nutzungseinschränkungen (z.B. Verzicht 
auf Unterkellerung) oder zusätzlichen Aufwendungen (z.B. baulichen Vorkehrungen ge-
gen Vernässungen) zu rechnen. Diese sind entschädigungslos hinzunehmen. Wer in ein 
vernässtes oder vernässungsgefährdetes Gebiet hineinbaut und keine Schutzvorkehrun-
gen gegen Vernässungen trifft, kann bei auftretenden Vernässungen keine Entschädi-
gung verlangen. 


Bei unterkellerten Gebäuden sollte, bei Anschneiden des Grundwasserhorizonts die Aus-
führung als druckwasserhaltende Wanne erfolgen. Hierfür kommt bei untergeordneter 
Nutzung, z.B. Tiefgaragen, eine „weiße Wanne“ (WU-Beton) in Frage. Bei hochwertiger 
Nutzung, d.h. staubtrockenen Räumen, wird eine „schwarze Wanne“ (bituminös gedich-
tet) erforderlich. 


Die für die Bemessung der einzelnen Gründungs- und Bauhilfsmaßnahmen erforderlichen 
Bemessungskennwerte sowie detaillierte Angaben zur Gründung der geplanten Gebäude 
und zur Bauausführung sind im Einzelfall ggf. noch in gesonderten Gründungsgutachten 
zu erarbeiten. 


Weiterhin liegt ein Bereich entlang des Hegbaches in einem noch nicht festgesetzten Ü-
berschwemmungsgebiet im Sinne des § 31b Abs. 5 WHG. 


Aufgrund § 13 Abs. 3 HWG sind in Überschwemmungsgebieten geeignete bautechnische 
Maßnahmen vorzusehen, um den Eintrag von wassergefährdenden Stoffen bei Über-
schwemmungen zu verhindern.  
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15. Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sich erungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten erforderlich sind (hier: Gefahr durch  umfallende Bäume)  
(§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB)  


Unmittelbar an die südliche Plangebietsgrenze schließt sich die Staatswaldabteilung 85 
des Forstamtes Mörfelden-Walldorf an. Um einer Gefahr durch umfallende Bäume zu be-
gegnen, sind innerhalb der in der Planfassung gekennzeichneten Bereiche im Fall einer 
Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen erforderlich: 
Die Bebauung sollte in diesem Bereich durch besondere statisch-konstruktive Maßnah-
men auf der dem Wald zugewandten Seite gegen die Gefährdung durch Waldrandbäume 
z.B. durch Windbruch gesichert werden. Als statisch-konstruktive Maßnahmen kommen 
z.B. Maßnahmen in der Dachkonstruktion oder bei der Konstruktion der dem Wald zuge-
kehrten Außenwand in Frage. Dabei kommen vorrangig Konstruktionen aus Stahlbeton 
oder Stahl in Betracht. Hölzerne Dachkonstruktionen üblicher Bauart dürften nicht in der 
Lage sein, einem Baumsturz standzuhalten.  


Diese Auflagen sollten bei Neu- und Anbaumaßnahmen beachtet werden. 
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IV. Hinweise und nachrichtliche Übernahmen gemäß § 9 Abs. 6 BauGB 


16. Bodendenkmäler (§ 20 Abs. 3 DenkmalSchG) 


Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Boden-
verfärbungen und Fundgegenständen, z.B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt 
werden. Diese sind nach § 20 DenkmalSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmal-
pflege Hessen, Archäologische Denkmalpflege, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde 
zu melden. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in ge-
eigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 20 Abs. 3 DenkmalSchG). Bei 
sofortiger Meldung ist in der Regel nicht mit einer Verzögerung der Bauarbeiten zu rech-
nen. 


17. Wasserschutzgebiet  (§ 19 WHG und § 33 HWG) 


Der südlich der Gerauer Straße gelegene Teil des Plangebietes liegt innerhalb der Zone 
III A des Trinkwasserschutzgebietes des Wasserwerkes Mörfelden, während der nördlich 
der Gerauer Straße gelegene Teil als Zone III B des Trinkwasserschutzgebietes des 
Wasserwerkes Schönauer Hof ausgewiesen ist. Das bedeutet, dass innerhalb des Plan-
gebietes zum Schutz der Trinkwassergewinnungsanlagen vor Verunreinigungen Nut-
zungsauflagen und -beschränkungen zu beachten sind. Diese betreffen insbesondere die 
Errichtung gewerblicher Anlagen, in denen wassergefährdende Stoffe anfallen, sofern die 
Gefahr eines Eintrages besteht. 


18. Lärmschutz  


Gemäß der Lärmminderungsplanung der Stadt Mörfelden-Walldorf werden in weiten Tei-
len des Plangebietes die Orientierungswerte der DIN 18005 durch Verkehrslärm über-
schritten. Daher sind für Außenbauteile in Aufenthaltsräumen mit Ausnahme von Küchen, 
Bädern und Arbeitsräumen unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten und 
Raumnutzungen die in Tabelle 8 der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ aufgeführten 
Anforderungen an die Luftschalldämmung einzuhalten. Ferner ist Tabelle 9 der DIN 4109 
zu beachten.  


Auf der Grundlage der Immissionsbereiche des Flughafens Frankfurt/Main weist der Re-
gionalplan Südhessen 2000 einen so genannten Siedlungsbeschränkungsbereich aus. 
Die Begrenzung dieses Gebietes entspricht der 60 dB(A)-Isophone des Flughafens 
Frankfurt/Main. Das Plangebiet befindet sich zu großen Teilen innerhalb dieses Sied-
lungsbeschränkungsbereiches. 


19. Bauschutz- und Hindernisinformationsbereich (§ 12 und 18b LuftVG) 


Das Plangebiet liegt innerhalb der Bauhöhenbeschränkung des Bauschutzbereichs ge-
mäß § 12 LuftVG sowie innerhalb des Hindernisinformationsbereichs (HIB) gemäß § 18b 
LuftVG. 


Zur Gewährleistung der uneingeschränkten Anfliegbarkeit und der Hindernisfreiheit des 
Flughafens Frankfurt/Main dürfen Bauwerke im Plangebiet eine Höhe von 177,0 m über 
NN nicht überschreitet. Im Falle der Überschreitung der o.a. Grenze ist eine gesonderte 
luftverkehrsrechtliche Genehmigung beim RP Darmstadt, Dezernat III 33.3, 64278 Darm-
stadt zu beantragen. 
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20. Hinweis zur Sammlung und Verwendung von Nieders chlagswasser   
(§ 42 Abs. 3 HWG) 


Es wird empfohlen, das Niederschlagswasser der Dachflächen in Regenwassernutzungs-
anlagen zu sammeln und als Betriebswasser weiterzuverwenden.  


Bei der Planung, Ausführung, Betrieb und Wartung der Regenwassernutzungsanlage 
sind die allgemein anerkannten Regeln der Technik für die Regenwassernutzungsanla-
gen zu Grunde zu legen (Normreihe DIN 1989). 


 





